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			Zitat

			Was zu lernen bleibt, das sind die Menschenrechte, sie sind die Haltepunkte. Sie sind nicht erklüngelt, sondern erstritten worden und werden immer wieder zu verteidigen und auszubauen sein. Recht wurde durch die Jahrhunderte hindurch immer als Menschenrecht, als Freiheitsrecht, als Waffe der Erniedrigten und Beleidigten erlebt. Hier ist der Ausgangspunkt aller unserer Bemühungen.

			Fritz Bauer 

		

	
		
			Vorwort

			Kurt Nelhiebel, geboren 1927 in Böhmen, nach dem Zweiten Weltkrieg und seiner Vertreibung aus der „alten Heimat Nordböhmen“ Journalist und Autor bei Radio Bremen, ist der Verfasser eines umfangreichen journalistischen und publizistischen Werkes. Hineingeboren in die Zeit der großen Weltwirtschaftskrise, erlebte er als Sohn eines deutschen Antifaschisten das Erstarken der sudetendeutschen Nazis, die Besetzung seiner Heimat durch Hitlers Wehrmacht und anschließend den Terror des nationalsozialistischen Regimes. Als Soldat lernte er während der Kämpfe in Berlin die Schrecken des Krieges kennen und geriet in sowjetische Kriegsgefangenschaft. Ihm gelang kurz vor Kriegsende die Flucht und er machte sich auf den Weg zurück in seine Heimat. Dort entging er um Haaresbreite der Erschießung durch tschechische Sicherheitskräfte. Ein Brief seines Vaters, der ihn als Sohn eines Hitlergegners ausweist, rettete ihm das Leben.

			Als 19jähriger erlebte Kurt Nelhiebel die unvermeidliche Übersiedlung nach Westdeutschland gemeinsam mit seinem Vater Eugen Nelhiebel, der mit einem Transport deutscher Antifaschisten die Heimat verlässt. Im Westen traf der junge Antifaschist die alten Nazis als Wortführer der Vertriebenen wieder und setzte sich als Journalist mit ihnen auseinander. Seine Hoffnung auf einen grundlegenden Wandel sah er bei den Kommunisten am besten aufgehoben und erlebte nach dem Verbot der Partei aufs Neue Ausgrenzung und Verfolgung.

			Kurt Nelhiebel ist keiner, der mit dem Strom schwimmt, wenn die Grund- und Menschenrechte in Gefahr sind. Um seinen Arbeitgeber nicht in Schwierigkeiten zu bringen, wählte er für seine publizistische Tätigkeit das Pseudonym Conrad Taler und beleuchtete das von der NS-Propaganda und völkischem Denken auch weiterhin überschattete politische Geschehen. Wenn Unrecht geschieht und Gefahr im Verzug ist, bleibt er nicht stumm. Von Beginn seiner schriftstellerischen und journalistischen Tätigkeit an kritisierte „Conrad Taler“ Antisemitismus und Nationalismus als das, was sie sind, ein Fortleben rassistischen und völkischen Denkens, das eine traurig lange Tradition in Deutschland hat. Der kalte Krieg war für ihn keine Entschuldigung für das Scheitern der Entnazifizierung, für ihn ist sie eine Angelegenheit aller Deutschen. Ebenso wie der Revanchismus nicht weniger seiner Landsleute, deren Geschichtsvergessenheit er seit vielen Jahren kritisiert.

			Das eigene Erleben reflektierend, schildert Kurt Nelhiebel in seinen Büchern und Artikeln das Zusammenspiel der sudentendeutschen Volkstumspolitiker mit Hitler bei der Zerstörung der Tschechoslowakischen Republik und als Konsequenz die Ausweisung von drei Millionen Deutschen nach Kriegsende. Sein Fazit: „Hätte es den zweiten Weltkrieg nicht gegeben, wäre es niemals zur Vertreibung gekommen.“

			Anlässlich des 90. Geburtstags von Kurt Nelhiebel im Jahr 2017 erscheinen gleich zwei Bücher, die neben Unveröffentlichtem einige seiner wichtigen Aufsätze zur deutschen Nachkriegsgeschichte vereinen, die er zum Teil unter seinem Autorennamen Conrad Taler veröffentlicht hat: Gegen den Wind im Kölner PapyRossa Verlag und Schwejk trifft Candide im Ossietzky Verlag.  

			Ausgehend von seinen Kindheitserinnerungen an das friedliche Zusammenleben von Tschechen und Deutschen in seiner böhmischen Heimat und an die nachfolgernde Zeit der Verfolgung während des NS-Regimes, wendet sich Kurt Nelhiebel darin gegen den Missbrauch der Heimatliebe durch die mit alten Nazis durchsetzten Vertriebenenverbände. Seine Kritik an der deutschen Wiederbewaffnung führte ihn an die Seite der deutschen Antifaschisten und deren Kampf gegen das Wiederaufleben der Nazi-Ideologie in Gestalt des Antikommunismus als neue Staatsdoktrin nach 1945.

			Die Begegnung mit dem hessischen Generalstaatsanwalt Fritz Bauer und seine Eindrücke als Beobachter des Auschwitz-Prozesses (1963-1965) bestärkten Kurt Nelhiebel in seinem Kampf gegen das Einebnen der deutschen Geschichte. Leiten lässt er sich von Einsteins Forderung nach einer neuen Qualität des Denkens und der Mahnung Fritz Bauers: „Nichts gehört der Vergangenheit an, alles ist noch Gegenwart und kann wieder Zukunft werden.“

			Die Prozesse wegen nationalsozialistischer Gewaltverbrechen und die Weigerung der deutschen Justiz, sich mit ihrer eigenen Geschichte auseinanderzusetzen, standen für Kurt Nelhiebel immer weit oben auf der Agenda. Als Prozessbeobachter berichtete er vom ersten Auschwitz-Prozess, der von 1963 bis 1965 in Frankfurt am Main auf Initiative Generalstaatsanwalt Dr. Fritz Bauers stattfand. 2003 erschien die Sammlung der ergreifenden Berichte von Kurt Nelhiebel erstmals im Kölner PapyRossa Verlag, 2015 wurden sie erneut aufgelegt, erweitert um einige Text über den hessischen Generalstaatsanwalt Dr. Bauer.

			Welcher Mut der Opfer und Überlebenden dazu gehörte, den ehemaligen Peinigern gegenüberzutreten, machte der Journalist deutlich, indem er die unerträgliche Verhöhnung durch die Täter und manche ihrer Verteidiger während des Auschwitz-Prozesses schilderte. Der Kampf für ein anderes, ein antifaschistisches, antinationalsozialistisches Gedächtnis, zieht sich wie ein roter Faden durch Kurt Nelhiebels Bücher und Artikel. Sie erschienen zahlreich in den Zeitschriften Die Tat, Ossietzky, der Neuen Rundschau, den Frankfurter Heften und in den Blättern für deutsche und internationale Politik.

			2014 wurde Kurt Nelhiebel für sein Lebenswerk mit dem Kultur- und Friedenspreis der Villa Ichon in Bremen ausgezeichnet, im April 2018 mit dem Bundesverdienstkreuz am Bande.

			Die gemeinnützige BUXUS STIFTUNG GmbH hat zum 90. Geburtstag Kurt Nelhiebels eine Webseite mit zahlreichen ausgewählten Artikeln, Essays und Aufzeichnungen publiziert: www.kurt-nelhiebel.de. Sie wird diese Webseite weiter ergänzen und hofft, dass dadurch die Schriften Kurt Nelhiebels vor allem immer mehr Schülerinnen und Schülern zugänglich werden, die sich für Geschichte interessieren und für die Gegenwart stark machen. Schließlich ist es erstaunlich, wie aktuell viele der Beiträge und Einwände Nelhiebels aus den frühen Jahren der Bundesrepublik heute noch sind. In der „Fritz Bauer Bibliothek für Erinnerung und Menschenrechte“, einem interaktiven Webprojekt der BUXUS STIFTUNG gGmbH, das als lebendiges Archiv der Mitmenschlichkeit die Stimmen des Widerstands und Überlebens weiterverbreitet, findet sich ebenfalls ein Beitrag über Leben und Werk von Kurt Nelhiebel. 

			Dieses Buch ist aus Vorträgen entstanden, die anlässlich des 90. Geburtstags von Kurt Nelhiebel 2017 in der Villa Ichon in Bremen gehalten wurden.

			Irmtrud Wojak

			Juli 2018

		

	
		
			Kurt Nelhiebel 
Antifaschismus im Nachkriegsdeutschland

			Die Verharmloser

			Die Schöpfer des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland handelten nach ihrem Selbstverständnis im Geiste des „anderen Deutschlands“, das sich im Widerstand gegen das Hitler-Regime manifestierte. Namhafte Juristen legten Wert auf die Feststellung, dass im Artikel 139 des Grundgesetzes der Rechtssatz der Ächtung des Nazismus in allen seinen Varianten normiert sei. Der Untersuchungsrichter im Auschwitz-Prozess und seit 1970 Senatspräsident am Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Dr. Heinz Düx (1924-2017), erinnerte Anfang der achtziger Jahre daran, dass die Bundesrepublik auch durch Beschlüsse der Vereinten Nationen zu einer antifaschistischen Grundhaltung verpflichtet sei. Er bezog sich dabei auf die UNO-Resolution 200, die von der 35. Vollversammlung der Weltorganisation am 15. Dezember 1980 ohne Gegenstimmen bei achtzehn Enthaltungen verabschiedet worden ist. Die Entschließung rufe allen ins Bewusstsein, „dass die Vereinten Nationen aus dem Kampf gegen Nazismus, Faschismus, Aggression und ausländische Besetzung hervorgegangen“ seien. 

			Im Vorfeld der Beratungen über das Bekenntnis der UNO zum Antifaschismus wollte die damals oppositionelle CDU von der Bundesregierung in Bonn wissen, ob sie „den auf die Interpretation von Artikel 139 als Fundamentalnorm des gesamten Grundgesetzes gestützten Vorstellungen vom antifaschistischen Charakter des Grundgesetzes“ zustimme. Die Antwort der Regierung bestand aus einem einzigen Wort: „Nein“. Ungehört verhallte die Forderung des Deutschen Bundesjugendringes, alle rechtlichen Möglichkeiten nach Artikel 139 auszuschöpfen, um faschistische und neonazistische Organisationen aufzulösen und deren Propaganda zu verbieten. Unwidersprochen konnte Heinz Düx 1980 erklären: „In unserem Lande ist eine echte innere Abkehr vom Faschismus trotz entsprechender Inhalte des Grundgesetzes (Art. 139) nie vollzogen worden.“

			Begonnen hat die Distanzierung vom Antifaschismus schon viel früher, gleich zu Beginn des Kalten Krieges. Er verhalf den politischen Scharfmachern auf beiden Seiten zu verhängnisvollem Einfluss. Seine Auswirkungen beschrieb Thomas Mann (1875-1955) im Jahr 1950 in einem Vortrag an der Universität Chicago: „Was den Kommunismus betrifft, der mir fremd ist, der aber tiefe Wurzeln hat im russischen Menschentum, so war es erst gestern, dass die westliche Demokratie, um ihr Leben zu wahren, mit dem russischen Kommunismus zusammenstand im Krieg gegen den Nazifaschismus. Heute glaubt man an die Notwendigkeit, die letzten Erinnerungen an dieses Gestern als hochverräterisch auszutreten.“ Den Kalten Krieg nannte Thomas Mann einen chronischen Konflikt, der die Völker niederhalte. Er „hält sie gebunden in Hass und Furcht, zwingt sie, ihre besten Kräfte im Dienst von Hass und Furcht zu vergeuden, hält alles auf, alles zurück, hindert jeden Fortschritt, bringt die Menschen intellektuell herunter, lähmt in großen Nationen das Rechtsgefühl, beraubt sie des Verstandes und macht sie durch Narreteien, zu denen Verfolgungswahn und Verfolgungssucht sie verleiten, voreinander lächerlich. Das Bild des heißen Krieges malt niemand sich aus. Dasjenige des chronischen kalten haben wir vor Augen und sehen, dass er zerstört, was er bewahren will: die Demokratie.“1

			Thomas Mann hielt diese Rede wenige Monate nachdem der amerikanische Senator Joe McCarthy (1908-1957) mit seiner Behauptung, das Außenministerium in Washington sei voll von Kommunisten, eine bis dahin unvorstellbare Hysterie hervorgerufen hatte. In seinem Buch McCarthy oder die Technik des Rufmordes nennt Richard H. Rovere den „McCarthysmus“ „gleichbedeutend mit grundloser Ehrabschneiderei aus blindwütigem Hass, mit Dreckschleuderei“.2 In der Bundesrepublik Deutschland fand der amerikanische Kommunistenjäger eifrige Nachahmer. Innerhalb weniger Jahre wurden rund 125.000 Personen mit Ermittlungsverfahren überzogen.3 Unter den Betroffenen waren viele Widerstandskämpfer und Verfolgte des Naziregimes aus den Reihen der Kommunistischen Partei, denen Gesinnungstreue abermals zum Verhängnis wurde.

			Zur selben Zeit, da ehemals führende Nazis bis hin zum Ankläger im Prozess gegen die Männer des 20. Juli 1944, Oberreichsanwalt Ernst Lautz (1887-1977), mühelos ihre Pensionsansprüche durchsetzten, wurden hunderten Opfern der NS-Herrschaft die Ansprüche nach dem Bundesentschädigungsgesetz (BEG) aberkannt. 1959 beantragte die Bundesregierung sogar das Verbot der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN), die sie für eine kommunistische Tarnorganisation hielt. Das Bundesverwaltungsgericht widersetzte sich allerdings dem Ansinnen der Regierung mit dem Hinweis, es müsse geprüft werden, ob ein Verbot mit der verfassungsmäßigen Ordnung zu vereinbaren sei. Der dieser Ordnung zugrundeliegende Sühnegedanke, dessen Verwirklichung zu den vornehmsten Aufgaben der Bundesrepublik gehöre, verlange eine Abwägung, ob gegen eine Organisation von Verfolgten ein Verbot mit der damit verbundenen Strafsanktion erlassen werden dürfe. Das Gericht setzte das Verfahren auf unbestimmte Zeit aus und lehnte die Festsetzung eines neuen Verhandlungstermins trotz des Drängens der Bundesregierung ab. Das Verfahren endete nach fünf Jahren ohne formellen Beschluss mit dem Inkrafttreten eines neuen Vereinsgesetzes. 

			Acht Jahre nach diesem denkwürdigen Vorgang entschied der Bundesgerichtshof: „Ein gegen eine bestehende Unrechtsherrschaft geleisteter Widerstand kann nur dann als rechtmäßig und demgemäß eine diesen Widerstand ahndende staatliche Maßnahme nur dann als Unrecht im Rechtssinne angesehen werden, wenn die Widerstandshandlung nach ihren Beweggründen, Zielsetzungen und Erfolgsaussichten als ein ernsthafter und sinnvoller Versuch gewertet werden kann, den bestehenden Unrechtszustand zu beseitigen und in Bezug auf dessen Übel eine allgemeine Wende zum Besseren herbeizuführen.“ (BGH-Urteil vom 14. Juli 1961 – IV ZR 71/61). Mit dieser Entscheidung wies der Bundesgerichtshof die Entschädigungsansprüche eines Mannes zurück, der sich 1939 lieber hatte einsperren lassen, als einer Einberufung zur Wehrmacht zu folgen. Ein Kriegsgericht bezeichnete ihn im Herbst 1939 als „roten Lumpen“ und verurteilte ihn wegen Kriegsdienstverweigerung (Zersetzung der Wehrkraft) zu dreieinhalb Jahren Festungshaft. Der Bundesgerichtshof erklärte, die Handlungsweise des Mannes sei nicht geeignet gewesen, der NS-Gewaltherrschaft in nennenswertem Ausmaß Abbruch zu tun. Auch dass er die Gewaltherrschaft durch einen aus Überzeugung geleisteten Widerstand bekämpft habe, rechtfertige keinen Entschädigungsanspruch. Zwar könne es nicht vom tatsächlichen, unmittelbaren Erfolg oder Misserfolg einer Widerstandshandlung abhängen, ob ihr der Charakter der Rechtmäßigkeit zukomme, aber sie müsse in jedem Fall als ein ernsthafter Versuch zur Beseitigung des Unrechtszustandes gewertet werden können. Von dieser Art sei der Widerstand der Männer des 20. Juli 1944 gewesen. Im vorliegenden Fall habe es sich um eine Einzelaktion gehandelt, die an den bestehenden Verhältnissen nichts zu ändern vermocht habe. „Nach allem kann der Kläger nicht als Verfolgter angesehen werden.“ Nach dieser Logik hätten zum Beispiel auch die Mitglieder der Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ kein Anrecht auf Entschädigung; ihre Flugblätter haben an den bestehenden Verhältnissen gleichfalls nichts geändert. 

			„Brüder im Ungeist“

			Auf einer Gedenkveranstaltung zum 20. Todestag der Geschwister Hans und Sophie Scholl in Rom übte der Direktor des Historischen Instituts in der Toskana, Professor Francovich, Kritik an der Diskriminierung kommunistischer Widerstandskämpfer in der Bundesrepublik. Es sei bedauerlich, dass man in Westdeutschland die Widerstandsbewegung gegen Hitler nicht als einheitliches Ganzes betrachte, sondern die kommunistischen Opfer zu diskriminieren versuche. Für den von den Nazis aus rassischen Gründen verfolgten Publizisten Ralph Giordano war es ein Zeichen für die Unwahrhaftigkeit, mit der das Thema Widerstand in der Bundesrepublik behandelt werde, dass ein „gewisser Widerstand“ nie gesellschaftsfähig geworden sei und von der konservativen Rechten bis hin zur Sozialdemokratie schlicht unterschlagen werde, nämlich der Widerstand links von der SPD. „Die Aussparung wird begründet mit dem Argument, die Kommunisten wollten selbst eine Diktatur errichten. Ja, gewiss – und die haben sie dann auch dank der Tatsache, dass der Überfall auf die Sowjetunion diese ins Herz Europas hineinprovoziert hat, in einem Teil Deutschlands etabliert. Und deshalb dürfen historische Tatsachen, wie der Widerstand deutscher Kommunisten, minimalisiert oder gar völlig geleugnet werden? Wie ungefestigt, wie schwach muss eine Gesellschaft sein, die sich solchem Opportunismus verschreibt? Aber dahinter lauert noch etwas anderes, nämlich die verbreitete These, dass Hitler ‚in diesem Punkt‘, in seinem Antikommunismus, ‚jedenfalls recht gehabt hat‘. Wir sehen, mit wem wir es zu tun haben: mit dem nichtdemokratisch, nichthumanitär motivierten, mit dem aus der Nazizeit überkommenen Antikommunismus, der in der Bundesrepublik immer noch, und das bis in die höchsten Ränge, exemplarisch ist und der sich im Streit mit seinen stalinistischen und nachstalinistischen Kontrahenten nur noch einmal ausweist als das Kampfgetue zwischen Brüdern im Ungeist totalitärer Rivalitäten.“4 

			Im Deutschlandvertrag von 1952 hat sich die Bundesrepublik gegenüber den Westmächten verpflichtet, den Verfolgten des Naziregimes zumindest jene Rechtsstellung zu garantieren, die das US-Entschädigungsgesetz vorsah, und zwar „ohne Diskriminierung irgendwelcher Gruppen oder Klassen verfolgter Personen“.5 Gegen diese Verpflichtung verstieß die Bundesrepublik nicht nur mit dem Ausschluss von Kommunisten von Entschädigungen nach dem Bundesentschädigungsgesetz, sondern auch mit ihrem Verhalten gegenüber Opfern des NS-Regimes nach der Wiedervereinigung. Mit dem Gesetz vom 22. April 1992 über die Entschädigung solcher Opfer in den neuen Bundesländern werden Leistungen ebenfalls vom Verhalten der Anspruchsberechtigten nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus abhängig gemacht und damit in Prämien für politisches Wohl verhalten in der Gegenwart umgewandelt.

			Aber manch einem genügte es nicht, Opfer nationalsozialistischer Verfolgung mit dem Entzug von materiellen Leistungen dafür zu bestrafen, dass sie ihre Weltanschauung nicht preisgeben wollten, sie sollten auch in ihrer moralischen Existenz getroffen werden. CSU-Politiker Franz Josef Strauß (1915-1988) erklärte 1987: „Wer als Antifaschist gelten will, der muss Anti-Totalitarist sein, der muss gegen alle totalitären Systeme sein.“6 Der „Antifaschismus“ sei eine Wortschöpfung der Kommunisten, die sich zu Tarnzwecken schon in den 1930er Jahren dieses Firmenschild zugelegt hätten, schrieb die rechtsradikale Deutsche Wochenzeitung am 5. Oktober 1979. Ähnlich äußerte sich der stellvertretende CSU-Vorsitzende Friedrich Zimmermann im Bayern-Kurier vom 6. Oktober 1979: „‚Antifaschismus‘ ist (…) eine Vokabel zur Verschleierung der Gründe, aus denen die Kommunisten (…) gegen Hitler waren und kämpften (…). Sie dient zur Verschleierung der Ziele des Kommunismus und überdies als Brücke einer verlogenen Gemeinsamkeit, auf die vor allem die Sozialdemokratie gelockt werden soll.“ Hingegen meinte der nordrhein-westfälische Kultusminister Jürgen Girgensohn (1924-2007, SPD), ehemals SS-Rottenführer: „Ich unterscheide sehr wohl, wer im Zweiten Weltkrieg die anderen Völker überfallen und die Juden vergast hat – das waren die Rechtsradikalen und nicht die Kommunisten. Die saßen in Konzentrationslagern.“ 

			Als es Ende der 1980er Jahre in Berlin zu einem Konflikt wegen einer katholischen Ausstellung über den Widerstand gegen Hitler kam, wandte sich die damalige Bürgermeisterin und Schulsenatorin Hanna-Renate Laurien (1928-2010, CDU) dagegen, den kommunistischen Widerstand wegzulassen. In einem Brief schrieb sie: „Ich kann Ihre Auffassung nicht teilen, den kommunistischen Widerstand von anderem, so genanntem freiheitlichen Widerstand wertend zu unterscheiden. Wer gegen Hitler aufstand, tat dies im Namen der Menschlichkeit.“7 

			Denkwürdige intellektuelle Allianzen

			Dass der Neonazismus immer noch und schlimmer denn je sein Unwesen treibt, wird man schwerlich den Antifaschisten anlasten können. Dafür haben andere geradezustehen, auch jene, die dem Antifaschismus einen Platz in der Gesellschaft verwehren möchten und dabei fragwürdige intellektuelle Allianzen nicht scheuen. Angefangen vom ehemaligen SS-Untersturmführer Erich Kernmayr (1906-1991) über Franz Josef Strauß bis hin zur Politikwissenschaftlerin und ehemaligen Adorno-Schülerin Antonia Grunenberg spannt sich der Bogen derer, die im Antifaschismus nicht den Reflex auf die Bedrohung der Welt durch den Faschismus sehen, sondern das Phantasieprodukt antideutscher kommunistischer Weltverschwörer.8 Für Erich Kernmayr, unter dem Schriftstellernamen Erich Kern Verfasser rechtsradikaler Bücher und zeitweiliger Bundespressereferent der Waffen-SS-Hilfsorganisation HIAG, hatten Hitlergegner seit ihrer Emigrationszeit „ein innerlich gestörtes Verhältnis zum deutschen Volk, das ja in seiner erdrückenden Masse weder emigriert ist noch sich in einem Widerstand befand“.9 Der CSU-Vorsitzende und bayerische Ministerpräsident Strauß erklärte: „Diese Volksfront- und Antifa-Mythologie birgt die Gefahr der Selbstzerstörung eines normalen Geschichtsbildes.“10 Antonia Grunenberg beschreibt den Antifaschismus als innerlich zerrissen, im Grunde unpolitischen und heimatlosen Menschen, der im Stalinismus Opfer und Täter geworden sei. Antifaschismus und Kommunismus sind für sie beliebig austauschbar.11 Sie argumentiert damit im Grunde wie einst die SED, die sich für die Inkarnation des Antifaschismus hielt. Kühn behauptet die Politikwissenschaftlerin in Anspielung auf die Prozesse gegen Stalins Widersacher Bucharin, Sinowjew, Radek und Kamenew, ihre Ermordung sei „auch im Namen der anti-faschistischen Moral“ erfolgt.12 Stalins antijüdische Affekte sind ihrer Ansicht nach Ausdruck eines „antifaschistischen Antisemitismus“.13 Wer wie Antonia Grunenberg meint, sein Publikum mit der banalen Botschaft beeindrucken zu können, für die Kommunisten sei „die Niederlage des nationalsozialistischen Terrorsystems ein Sieg“ gewesen, der übersieht, dass „alle Hoffnung der Menschheit auf der Niederlage Hitlers beruhen musste“, wie Thomas Mann sich 1941 ausdrückte. Für ihn war das Wort antifaschistisch noch fünf Jahre nach Kriegsende eine geläufige Metapher zur Kennzeichnung einer konsequent demokratischen Einstellung. Als der Kalte Krieg weltweit Unheil zu stiften begann, warnte er sein Gastland USA vor der Versuchung, „den Faschismus als Waffenbruder zu akzeptieren. Alles wäre besser, wenn Amerika ernsthaft antifaschistisch wäre.“14 Erika und Klaus Mann verstanden unter Antifaschismus die Zusammenarbeit „aller edleren Elemente des deutschen Geistes, (…) die sich einig sind in ihrer unbedingten, leidenschaftlichen Ablehnung des Naziungeistes“.

			Lange bevor in Deutschland Ausländer wieder um ihr Leben fürchten mussten, hatte sich 1981 in Paris ein internationaler Schriftsteller-Kongress mit der Renaissance von Ideologien und totalitären Haltungen beschäftigt, die sich der Geschichtsfälschung bedienten und Rassismus gegenüber ausländischen Arbeitern, Antisemitismus und Fremdenhass namentlich gegenüber politischen Flüchtlingen begünstigten. In einer Resolution erklärten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer: „Der Faschismus beginnt immer mit der Intoleranz und der Missachtung des anderen.“ Lenkt die Beschäftigung mit der Vergangenheit wirklich ab von den Problemen der Gegenwart, wie manche behaupten? Ist die Beschäftigung mit dem Faschismus nur die Sache von Leuten, die ein Feindbild brauchten, um „das Abgründige in sich selbst nicht ausloten zu müssen“, wie der Psychologe Arno Plack in seinem Buch Die Gesellschaft und das Böse schreibt?15 Die Mordanschläge auf Ausländer sind der grauenvolle Beweis, dass es der Fixierung auf ein eingebildetes Feindbild nicht bedarf, um eine Gänsehaut zu bekommen. Der Antifaschismus hat sich nicht überlebt. Nach allem, was sich seit der Wiedervereinigung in Deutschland zugetragen hat, kann nicht mehr zweifelhaft sein, was mehr zu schelten ist – die Unwilligkeit, sich mit dem Rechtsextremismus auseinanderzusetzen, oder das – wie Die Zeit 1984 formuliert hat – Bestreben vieler Antifaschisten, die Gefahr von rechts zu dämonisieren.
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			Rolf Gössner 
Das KPD-Verbot und die vergessenen Justizopfer des Kalten Krieges

			Kommunistenverfolgung in der frühen Bundesrepublik – ein verdrängtes Kapitel 

			Am 17. August 2016 jährte sich das Verbot der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) von 1956 zum 60. Mal. Für mich war bereits mit der deutschen Einheit und dem Ende des Kalten Krieges Anfang der 1990er Jahre die Zeit gekommen, ein weitgehend verdrängtes Kapitel bundesdeutscher Geschichte publizistisch aufzuarbeiten: nämlich die systematische politische Verfolgung von Kommunistinnen und Kommunisten in der frühen Bundesrepublik. Ich wollte damals den abermaligen Versuch unternehmen, dieses Tabu-Thema ins öffentliche Bewusstsein zu heben – „eine Mahnung zur Unzeit“, wie es die Frankfurter Rundschau anlässlich meines Buches über Die Vergessenen Justizopfer des Kalten Kriegs. Verdrängung im Westen – Abrechnung mit dem Osten? 1994 ausgedrückt hat.16 Von heute aus gesehen würde ich sagen: eine späte Erinnerungsarbeit zum historisch richtigen Zeitpunkt. 

			Kollektive Verdrängung politischer Verfolgung

			Die Konzentration auf die DDR und ihre Stasi ließ nach der Wende 1990 vollkommen in Vergessenheit geraten, dass es auch in der Geschichte Westdeutschlands dunkle Kapitel gibt, die dieses Land nachhaltig geprägt haben. Dazu gehören drei zusammenhängende historische Grundbelastungen: 
1. die mangelhafte und verspätete Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit, 2. die systematische Wiedereingliederung von Alt-Nazis in Staat und Gesellschaft sowie 3. das düstere Kapitel politischer Verfolgung der ersten beiden Jahrzehnte. 

			Politische Verfolgung in Westdeutschland? So mögen sich manche immer noch ungläubig fragen. Doch stellen wir uns vor, jemand organisiert preiswerte Ferien für Kinder aus sozial benachteiligten Familien – und wird dafür mit einem Jahr Gefängnis ohne Bewährung, zu fünf Jahren Ehrverlust, Entzug des Wahlrechts und fünfjähriger entwürdigender Polizeiaufsicht bestraft – nur weil das Reiseziel die DDR war. Die Ferienvermittlung diene, so die Richter seinerzeit, der kommunistischen Indoktrination von Kindern, sei „staatsgefährdende nachrichtendienstliche Tätigkeit“ und politische „Wühlarbeit“ in einer „kommunistischen Tarnorganisation“ – obwohl doch selbst der Staatsbetrieb Deutsche Bundesbahn dafür jahrelang Sonderzüge zur Verfügung gestellt hatte. 

			Oder aber jemand trägt eine rote Nelke im Knopfloch und verteilt weitere rote Nelken an Passanten – auch dieses Verhalten wird ihm/ihr zum strafrechtlichen Vorwurf gemacht: Der Maschinenschlosser Eberhard U., der 1963 vom Landgericht Dortmund zu neun Monaten Gefängnis verurteilt wurde, hatte außer der Organisierung einer Fahrt zum DDR-Arbeiterjugend-Kongress in Erfurt während einer Mai-Kundgebung in Essen im Jahre 1962 rote Nelken verteilt und selbst eine solche Blume im Knopfloch getragen. Dieses Symbol, so das Gericht, sei ein Zeichen der Verbundenheit mit der verbotenen KPD, was U. auch gewusst habe.

			Oder eine andere Person mobilisiert gegen die Wiederbewaffnung des Landes – auch dies reicht aus, sie für Monate hinter Gitter zu bringen, weil die Kampagne von KPD und SED gesteuert worden sei.

			Kommunistenprozesse und Organisationsverbote

			So ungeheuerlich es in manchen Ohren klingen mag: Auch in der Bundesrepublik gab es in den ersten beiden Jahrzehnten politische Verfolgung und Ungerechtigkeiten, die der postulierten „freiheitlichen demokratischen Grundordnung“ widersprachen. Betroffen waren in erster Linie westdeutsche Kommunisten, ihre Unterstützer und Sympathisanten; aber auch Bündnispartner und bloße Kontaktpersonen – also Menschen, die weder selbst Kommunisten waren noch ihnen politisch nahe standen: In der Zeit von 1951 bis 1968 gab es staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren gegen bis zu 200.000 Personen. Eingeleitet wurden sie nahezu ausschließlich wegen gewaltfreier linksoppositioneller Arbeit oder wegen politischer Kontaktschuld. Verfolgt und bestraft wurden Gegner der Remilitarisierung Westdeutschlands, weil sie organisiert gegen Wiederaufrüstung und Atombewaffnung protestiert hatten; Menschen wurden nur deshalb zum Beispiel wegen »Staatsgefährdung« oder »Geheimbündelei« bestraft, weil sie für eine »Wiedervereinigung Deutschlands in freien Wahlen« oder für ein demokratisches, entmilitarisiertes und neutrales Gesamtdeutschland eingetreten waren oder weil sie deutsch-deutsche Kontakte pflegten – etwa durch Teilnahme an DDR-Sport-Wettkämpfen, wegen des Bezugs von Post aus der DDR oder wegen der Kandidatur in »Kommunistischen Wahlgemeinschaften« oder als kommunistische Einzelkandidaten für die Parlamente.

			Zwar schloss nur etwa jedes zwanzigste Ermittlungsverfahren tatsächlich mit einer Verurteilung ab – das ergibt 7000 bis 10.000 Verurteilungen; dabei führten einfache, gewaltfreie Formen der politischen Betätigung von Kommunisten oder ihren Bündnispartnern zu mehrmonatigen, teilweise auch mehrjährigen Gefängnisstrafen. Doch auch wenn sich am Ende die meisten der eingeleiteten Strafermittlungen – die sich im übrigen oft jahrelang hinzogen – zu keiner Verurteilung führten, so waren sie für die unmittelbar und auch mittelbar Betroffenen dennoch einschneidend: wegen Observations- und Lauschangriffen des Verfassungsschutzes, monatelanger Einzelhaft, jahrelangen Einschränkungen der staatsbürgerlichen Rechte, Polizeiaufsicht, Pass- und Führerscheinentzug, Verlust des Arbeitsplatzes, Berufsverboten und durch Renteneinbußen. Direkt oder indirekt betroffen von solchen Maßnahmen waren insgesamt mehr als eine halbe Million Menschen und ihre Familien. 

			Und in den Jahren 1951 bis 1958 ergingen circa 80 Verbote gegen kommunistische Massen- und Bündnisorganisationen – unter anderem waren die Gesellschaft für deutsch-sowjetische Freundschaft, der Demokratische Frauenbund und die FDJ-West davon betroffen.

			Bundesdeutsche Entwicklungslinien – 
historische Kontinuitäten

			Die Frage stellt sich, woran es eigentlich lag, dass nach den Erfahrungen mit politischer Verfolgung in der Nazi-Zeit eine so exzessive Kriminalisierung und Ausgrenzung in der jungen Bundesrepublik wieder möglich wurde – nicht etwa gegen Alt- und Neo-Nazis, sondern gegen Kommunisten und andere Linke, die bereits unter dem Nazi-Regime politisch Verfolgte waren?

			Um diese Frage beantworten zu können, müssten wir die Dynamik des Kalten Krieges, die weltweite Konfrontation und politischen Interaktionen zwischen Ost und West, zwischen BRD und DDR eingehender untersuchen. Ich skizziere an dieser Stelle nur kurz die Entwicklung des westdeutschen Parts. Ursprünglich sollte Westdeutschland, so verfügten es die Besatzungsmächte, umfassend entnazifiziert und entmilitarisiert werden. Das innere Sicherheitssystem sollte dezentral organisiert und demokratisch kontrolliert werden. Der Polizei wurde untersagt, die Bevölkerung politisch zu überwachen. Polizei und Geheimdienste wurden entflochten und strikt voneinander getrennt. So wollte man eine undemokratische Machtkonzentration und eine neue Geheimpolizei von vornherein unterbinden. Doch in den Wirren des Kalten Kriegs setzten sich Parlamente, Regierungen und Behörden immer häufiger über solche Vorgaben hinweg. Angesichts der „kommunistischen Gefahr“ und gestützt auf den tief verankerten antikommunistischen Grundkonsens verlor die Gesellschaft die Gefahren einer übermächtigen Sicherheitsbürokratie rasch aus dem Blick. 

			Neues Staatsschutz-Strafrecht alter Tradition

			Unmittelbar nach Ende des Zweiten Weltkrieges hatten die Alliierten als eine der ersten Entnazifizierungsmaßnahmen das ausufernde politische NS-Strafrecht außer Kraft gesetzt. Doch schon kurz nach der Staatsgründung verabschiedete der Bundestag 1951 mit dem 1. Strafrechtsänderungsgesetz ein neues politisches Strafrecht, das – so wörtlich – als „Waffe im kalten Krieg“ geschmiedet wurde. Mit den 37 Strafnormen ist der Schutz des Staates weit vorverlegt worden – und entsprechend sind die einzelnen Straftatbestände generalklauselartig weit gefasst, unbestimmt und, wie die Praxis zeigte, entsprechend auslegbar.

			Der Bremer Strafverteidiger Heinrich Hannover sprach von einem Strafrecht, das auf politische Gesinnung abstellt. Denn eine Vielzahl von gewaltlosen Formen politischer Betätigung, insbesondere bloße unliebsame Meinungsäußerungen, wurden damit unter Strafe gestellt. Neben dem klassischen Hoch- und Landesverrat fanden unter anderem folgende Straftatbestände Eingang ins Strafgesetzbuch: „hochverräterische Unternehmen“, „landesverräterische Fälschungen“, „Verstoß gegen Parteiverbot“ und „gegen verbotene Vereinigungen“, „fahrlässiger Landesverrat“, „Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens“, „verfassungsverräterische Zersetzung“, „Staatsgefährdung“, „staatsgefährdende Störungen“, „Verfassungsverrat“, „verfassungsverräterische Vereinigungen“, „verfassungsverräterischer“ und „landesverräterischer Nachrichtendienst“, „Verunglimpfung“ des Staates, seiner Symbole und Organe sowie „Geheimbündelei“, „kriminelle Vereinigung“ usw. Ein wahres Panoptikum des Verrats, der Zersetzung, Verunglimpfung und Geheimbündelei.

			Der Gesetzgeber glaubte damals, dass die „kalte Revolution“ die eigentliche Gefahr für den demokratischen Staat sei. Zersetzungen würden unter dem Mantel der Gewaltlosigkeit durchgeführt. So ist im Protokoll des Bundesrates zu lesen: „Der allseits anerkannte Hauptzweck des Gesetzes ist es, den gewaltlosen Umsturz zu erfassen, einschließlich derjenigen Betätigungen, die das Land dazu reif machen sollen.“17

			Dieses „neue“ Staatsschutzstrafrecht widersprach weitgehend einem rechtsstaatlichen Tat- und Schuldstrafrecht – es war vielmehr Präventions- und Gesinnungsstrafrecht und entsprach eher einer Strafrechtskonzeption unseligen „Gedenkens“. Dies kam nicht von ungefähr, denn ein maßgeblicher Mitverfasser dieses Gesetzeswerkes war ein Ministerialrat im Bundesjustizministerium namens Dr. Josef Schafheutle, der bereits im Reichsjustizministerium mit glühendem Eifer am politischen Strafrecht des NS-Staates mitgewirkt hatte.

			Alte Nazis als neue Demokraten

			Kein Einzelfall: Verstärkt ab 1951 strömten „entnazifizierte“ Nazis aus dem NS-Staatsapparat wieder in die Verwaltungen und die neuen Sicherheitsbehörden zurück. Die Wiedereingliederung geschah nach dem sogenannten 131er-Gesetz gemäß Art. 131 GG, das eine Wiedereinstellung geradezu zur Pflicht machte und den „Ehemaligen“ einen Rechtsanspruch hierauf gewährte. Sie wurden als „ausgewiesene Fachleute und Spezialisten“18 jenen Nazigegnern vorgezogen, die nach Ende des Krieges zunächst die Stellen der entlassenen NS-Beamten eingenommen hatten; diese wurden alsbald – zumeist wegen mangelnder Ausbildung und Erfahrung – systematisch entlassen. Zeitgleich wird der öffentliche Dienst aufgrund des „Adenauer-Erlasses“ von 1950 von sogenannten kommunistischen „Elementen“ gesäubert – die erste Berufsverbotswelle gegen „Links“.

			Selbst ehemalige Gestapo-Beamte und SS-Angehörige erklommen derweil hohe Posten bei Polizei und Geheimdiensten. Die im „Kampf gegen den Bolschewismus“ bewährten Fachleute, die in der Jagd auf politische Gegner bestens geübt waren, hielt man für berufen, die neue bundesdeutsche Verfassung zu schützen. Der Generalleutnant der Ordnungspolizei a.D., Paul Riege, brachte es in seiner „Kleinen Polizeigeschichte“ aus dem Jahre 1966 für den polizeilichen Nachwuchs so zum Ausdruck: „…und wer darin liest, welche ungeheuren Leistungen die Polizei Deutschlands seit dem Ersten Weltkrieg hat vollbringen müssen, der möge Respekt empfinden und daraus die Verpflichtung herleiten, den Kameraden von damals nachzueifern“.

			Bereits zu Beginn der 50er Jahre konzentrierten sich polizeilicher Staatsschutz und Inlandsgeheimdienst Verfassungsschutz auf die Bekämpfung des „Linksextremismus“ und die nachrichtendienstliche „Durchdringung“ der KPD und ihres Umfeldes (mit V-Leuten). Um die nazistische Szene kümmerten sie sich immer weniger – diese war schließlich weitgehend in Staat und Gesellschaft (re-)integriert. Diese personellen „Altlasten“ hatten prägenden Einfluss auf die Entwicklung der Bundesrepublik sowie auf die politische Ausrichtung der Sicherheitsorgane, die von Anbeginn das alte Feindbild „Kommunismus“ und „Linksextremismus“ pflegten. 

			Auch viele Richter und Staatsanwälte der Nazi-Zeit wurden in den westdeutschen Justizdienst übernommen. Selbst die furchtbarsten Juristen der NS-Sondergerichte kehrten in Amt und Würden zurück und besetzten Schlüsselpositionen – nicht zuletzt in den speziellen Strafkammern der Landgerichte, die extra für politische Strafsachen eingerichtet wurden. So kam es, dass die neuen Verfolger nicht selten die Täter von gestern waren und viele der Angeklagten und Bestraften bereits unter den Nazis verfolgt worden waren. So musste sich etwa eine kommunistische Angeklagte in den 1960er Jahren vor dem Landgericht Lüneburg vorhalten lassen, dass sie „trotz schwerer Bestrafung in den Jahren des Nationalsozialismus nichts daraus gelernt“ habe.19

			Die westdeutsche Justiz ist mit Hunderten, ja Tausenden von Alt-Nazis und NS-Tätern errichtet worden – eine Tatsache, die gegenüber dem juristischen Nachwuchs in Universitäten und Justizpraxis systematisch verdrängt oder verklärt wurde: „Die stolze Geschichte der Richterschaft durchzogen stets die Treue zur Staatsführung und die Liebe, mit der man dem Staate diente.“ Diese entlarvende Äußerung stammt von dem ehemaligen Landgerichtspräsidenten Hubert Schorn und ist in seinem Rechtfertigungswerk Der Richter im Dritten Reich (1959) nachzulesen.20 Tatsächlich war es eine Geschichte der Rechtslastigkeit, des Justizterrors und der Selbstamnestierung. Mit den überschwänglich gelobten Richtereigenschaften der „Treue zur Staatsführung“ und der „Liebe“ zum Staat hat Schorn das Dilemma eines Teils der deutschen Richterschaft – übrigens auch, unter anderen Vorzeichen, derjenigen der DDR – offenbart: die Staatsfixiertheit, die die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bürger zwangsläufig in den Hintergrund drängte und an der Unabhängigkeit mancher Richter zweifeln ließ. 

			KPD-Verbot von 1956 als Höhepunkt 
der Kommunistenverfolgung 

			Mit dem Verbot der KPD durch das Bundesverfassungsgericht im Jahre 1956 – es war das Jahr der Wiederbewaffnung – war der Höhepunkt der Kommunistenverfolgung in Westdeutschland erreicht: Einen entsprechenden Verbotsantrag hatte die Bundesregierung bereits Anfang der 50er Jahre gestellt, so dass das Damoklesschwert des Verbots jahrelang über der KPD und ihren damals noch rund 70.000 Mitgliedern schwebte. Fünf Jahre später und nach über fünfzig Verhandlungstagen urteilte das Gericht am 17. August 1956 gegen eine marginalisierte und mit nur noch circa zwei Prozent Wählerstimmen erfolglose Partei: Die KPD verfolge verfassungsfeindliche „Fernziele“; daher müsse sie aufgelöst und ihr Vermögen eingezogen werden; die Schaffung oder Nutzung sogenannter Ersatzorganisationen wurde untersagt, vorsätzliche Zuwiderhandlung mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft (BVerfGE 5, 85 ff.).

			Auch der Journalist Kurt Nelhiebel war unmittelbar vom KPD-Verbotsurteil betroffen. Er arbeitete damals als Gerichtsreporter beim Zentralorgan der KPD, Freies Volk, und berichtete im August 1956 aus Karlsruhe über das KPD-Verbotsverfahren. Dort musste er dann erfahren, dass mit dem Verbotsurteil auch seine Zeitung, für die er berichtete, aufhörte zu existieren. Da das Parteiverbot auch alle kommunistischen Presseorgane betraf, stand Kurt Nelhiebel praktisch auf der Straße und vor dem Nichts. Einigermaßen beruhigend war lediglich, dass er nicht gleich im Gerichtssaal verhaftet wurde. Und dass er später eine neue Stelle bei der antifaschistischen Wochenzeitung Die Tat finden konnte, die der „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes“ (VVN) nahestand.

			Zurück zum KPD-Verbot: Das Bundesverfassungsgericht, das sich offenbar mit diesem von der Regierung aufgenötigten Verfahren schwer getan hatte, stützte sich bei seinem Verbot weitgehend auf das als „hochverräterisch“ eingestufte KPD-Programm „zur Nationalen Wiedervereinigung Deutschlands“ von 1952 und auf gewisse radikale Passagen, wie die vom „revolutionären Sturz des Adenauer-Regimes“ – obwohl die KPD sich schon während des Verbotsverfahrens von wesentlichen Teilen des Programms verabschiedet hatte. Nach Auffassung des Gerichts genüge bereits die Verfolgung demokratiewidriger oder gegen den Staatsbestand gerichteter Ziele, wobei es sich auch um Fernziele handeln kann, wie etwa das eher vage Bekenntnis zur „Diktatur des Proletariats“ (BVerfGE 5, 85, 144). „Eine Partei kann (…) auch dann verfassungswidrig (…) sein, wenn nach menschlichem Ermessen keine Aussicht darauf besteht, daß sie ihre verfassungswidrige Absicht in absehbarer Zukunft werde verwirklichen können“, argumentierten die Richter. Zwar unterstellte das Gericht der Partei und ihrer Anhängerschaft eine aggressive, „aktiv kämpferische“ Haltung gegenüber verfassungsrechtlich geschützten Rechtsgütern; doch konkrete Umsturzversuche, geplante Gewalt oder eine unmittelbare Gefahr für Staat, Verfassung oder die Grundordnung hielten die Richter nicht für erforderlich, wurden der KPD seinerzeit auch nicht vorgeworfen. Also ein klares Präventionsurteil, das hinsichtlich einer eventuellen Umsetzung verfassungswidriger Ziele auf eine ferne, ungewisse Zukunft verweist und das heute wohl kaum noch so gefällt werden könnte.21 

			Das KPD-Urteil und seine Folgen

			Das KPD-Verbotsurteil hatte gravierende Auswirkungen auf die Entwicklung der Bundesrepublik und des demokratischen Rechtsstaats. Die Illegalisierung der KPD führte zu einer weiteren Kriminalisierung von Kommunisten und ihren Verbündeten. Funktionäre wurden verhaftet, Hunderte Parteilokale und Privatwohnungen durchsucht, Druckmaschinen und Vermögen beschlagnahmt. In der Folge kam es zu zahlreichen Verfahren gegen Vertreter verdächtiger Organisationen, die der illegalen KPD oder ihrem Umfeld zugerechnet wurden – sogenannte Tarn- oder Ersatzorganisationen, wie etwa das Friedenskomitee oder die „Aktion Frohe Ferien für alle Kinder“. Ost-West-Kontakte wurden verstärkt kriminalisiert, Besucher aus der DDR als sogenannte SED-Kader wegen Verstoßes gegen das KPD-Verbot verhaftet und verurteilt.

			In Folge des KPD-Verbots sind jährlich bis zu 14.000 staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren anhängig gewesen, wurden bis zu fünfhundert Kommunisten und Sympathisanten verurteilt. Dabei konnten politische Argumente auch von Nicht-Kommunisten schon dann bestraft werden, wenn sie gleichzeitig auch von der KPD geäußert wurden und ein „Gleichklang mit dem Sprachgebrauch“ der KPD-Agitation nachzuweisen war. Berufsverbote, Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und des Wahlrechts folgten. Erst ab 1964 nahm die Verfolgungsintensität allmählich ab.

			Die Kommunistenverfolgung trug insgesamt dazu bei, Westdeutschland als „antikommunistisches Bollwerk gegen den Osten“, die Westintegration und Wiederaufrüstung (1956) der Bundesrepublik sowie ihren NATO-Beitritt (1955) abzusichern. Praktisch die gesamte politische Betätigung der kommunistisch orientierten Linken, ihrer Bündnispartner und Sympathisanten wurde kriminalisiert und aus dem öffentlichen Willensbildungsprozess weitgehend ausgeschaltet, so fasste der Rechtswissenschaftler Alexander von Brünneck die Praxis der Politischen Justiz gegen Kommunisten in seinem Standardwerk zusammen.22

			Kriminalisiert wurde damit die politische Betätigung von Menschen, die zumeist maßgeblich am Widerstand gegen den Faschismus beteiligt und mit äußerster Härte verfolgt worden waren – und die, soweit sie die Naziherrschaft überlebt hatten, unmittelbar nach 1945 bis Anfang der 1950er Jahre einen starken antifaschistischen Einfluss in den Parlamenten und Landesregierungen sowie auch in den Gewerkschaften ausgeübt hatten. Kriminalisiert wurden damit Menschen, dies sei ausdrücklich betont, die in der Bundesrepublik „keine politischen Morde, keine Aufstandsversuche, keinerlei Gewalttaten“ begingen – wie der in Kommunistenprozessen verteidigende Anwalt und spätere SPD-Justizminister von Nordrhein-Westfalen, Diether Posser, in seinem Buch Anwalt im Kalten Krieg festgestellt hat.23

			Vom Ende der Kommunistenverfolgung

			Die siebzehnjährige Dauer dieser exzessiven Kommunistenverfolgung fand erst unter der Großen Koalition 1968 mit der Liberalisierung des politischen Strafrechts ein Ende. Mit der Streichung einer Reihe von Strafnormen aus dem Staatsschutzrecht – etwa der berüchtigten „Geheimbündelei“ – und mit einer Reduzierung der Meinungsäußerungsdelikte kam es zu einem gewissen Bruch mit der bisherigen Verfolgungspraxis – ohne damit allerdings das politische Strafrecht insgesamt abzuschaffen. Auch das KPD-Verbot blieb weiterhin wirksam – bis heute. Gleichwohl konnte angesichts der geänderten politischen Situation 1968 eine neue kommunistische Partei gegründet werden – die Deutsche Kommunistische Partei (DKP). Der Antikommunismus hatte mit der neuen Entspannungs- und Ostpolitik der sozialliberalen Koalition seine Integrationsfunktion im Kalten Krieg weitgehend eingebüßt, ohne allerdings auf dem Müllhaufen der Geschichte zu landen. 

			Kurze Zeit nach der Strafrechtsreform beschloss der Bundestag eine sogenannte Rechtskorrektur-Amnestie für alle bis 1968 begangenen politischen Straftaten nach dem alten Strafrecht. In den Genuss kamen allerdings nicht alle nach den alten Normen abgeurteilten Menschen, sondern nur noch etwa 1000 laufende Verfahren mit etwa 1500 Betroffenen.

			Doch schon ab 1972 erfuhr die Kommunistenverfolgung – als Reaktion auf die Studentenbewegung und ihr Motto „Marsch durch die Institutionen“ – unter der SPD-FDP-Regierungskoalition eine partielle Fortsetzung mit anderen Mitteln. Hunderttausendfache Regel-Überprüfungen durch den Verfassungsschutz und tausendfache Berufsverbotsverfahren auf der Grundlage des sogenannten Radikalenerlasses bedrängten Intellektuelle, Linksliberale und die gesamte Linke und vergifteten das politische Klima der sozialliberalen 1970er Jahre. Eine Glosse am Rande: Meine vierzigjährige Überwachung durch den Verfassungsschutz ist absurderweise unter anderem damit begründet worden, dass ich harsche Kritik am KPD-Verbot, an Berufsverboten, die es niemals gegeben habe, an Verfassungsschutz und Polizei übe. Damit diffamierte ich angeblich staatliche Sicherheits- und Verfassungsorgane und wolle den Staat wehrlos machen gegen seine inneren und äußeren Feinde.

			Aufruf zur Beseitigung der „Altlasten“ des Kalten Krieges

			Trotz dieser Anschuldigung bleibe ich dabei: Das KPD-Verbotsurteil ist eine Altlast aus der Zeit des Kalten Krieges. Deshalb gehört es – nach Beendigung des Kalten Krieges und nach der Wiedervereinigung – umstandslos aufgehoben. Doch einer solchen politischen Forderung stehen rechtliche Bedenken entgegen: Im Urteil wird die Wirksamkeit des KPD-Verbots „nur für den vom Grundgesetz zeitlich und sachlich beherrschten Raum“ festgestellt und eine eventuelle Aufhebung des Verbots für den Fall erwogen, dass es zu einer Vereinigung im Wege gesamtdeutscher Wahlen gemäß Art. 146 GG kommen sollte. Doch die Herstellung der Einheit Deutschlands erfolgte bekanntlich nicht gemäß Art. 146 GG und einer damit verbundenen neuen Verfassung, sondern gemäß Art. 23 S. 2 GG (a.F.) im Wege des Beitritts oder Anschlusses der DDR zur Bundesrepublik mit der Wirkung, dass das Grundgesetz als Verfassung für das gesamte Volk weiter gilt und damit auch alle Entscheidungen, die auf diese Verfassung gestützt wurden. Damit hat das KPD-Verbot nach herrschender Auffassung unverändert Bestand und Geltung. Diese Auffassung bedeutet gleichzeitig die Ausdehnung des Verbots auch auf das Gebiet der ehemaligen DDR, so dass eine Strafverfolgung unter dem Gesichtspunkt des Verstoßes gegen das KPD-Verbot auch dort und heute noch möglich wäre. 

			Weil das rechtlich so ist und weil der Rechtskraft des KPD-Verbots darüber hinaus nach herrschender Auffassung „Ewigkeitswert“ beigemessen wird, es also als „endgültig und (gerichtlich; RG) nicht mehr aufhebbar“ gilt, bleibt nur noch die – allerdings von parteipolitischen Konstellationen abhängige – parlamentarische Entscheidung. Das bedeutet: Der Bundestag ist gefordert, gesetzgeberische Schritte zu unternehmen, um dieses Relikt des Kalten Krieges schnellstmöglich zu überwinden.

			Der Weg müsste über das Bundesverfassungsgerichtsgesetz gehen und dort die Möglichkeit vorsehen, ein Parteiverbotsurteil 1. zu befristen (etwa auf 10 Jahre), 2. auf Antrag durch das Bundesverfassungsgericht überprüfen zu lassen und 3. auch wieder aufzuheben.

			Tatsächlich ist das KPD-Verbot längst historisch und politisch überholt – 
ein offenkundiger Anachronismus. Da die Stellung des Verbotsantrags eine „Ermessensentscheidung einer politischen Instanz“ ist, müsste es ebenfalls einer „politischen Ermessensentscheidung zugänglich sein, die (gerichtliche) Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei jederzeit überprüfen zu lassen“, so schon der frühere Bundesinnenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP). Tatsächlich werden mit Parteiverboten, die als Instrumente der „wehrhaften Demokratie“ gelten, die zugrunde liegenden politischen Probleme, die eine Partei entstehen und gegebenenfalls erfolgreich werden lassen, allenfalls gesellschaftlich verdrängt. Und die Freiheit des politischen Kampfes um die Willensbildung in der Bevölkerung wird unter die Drohung mit einer Art Ausnahmerecht gestellt – was letztlich einer freiheitlichen demokratischen Grundordnung widerspricht.

			Rechtsstaatliches Unrecht?

			Trotz vielfacher parlamentarischer Bemühungen sind die westdeutschen Justizopfer des Kalten Krieges bis heute nicht rehabilitiert worden. Schließlich, so die offizielle Begründung, sei seinerzeit doch alles ganz rechtsstaatlich verlaufen. Doch schon an der formellen Rechtsstaatlichkeit vieler Ermittlungs- und Strafverfahren sind Zweifel angebracht. Hier nur einige Stichworte: So gab es verfassungsrechtlich bedenkliche Spezialgerichte für politische Strafverfahren, gerichtliche Offenkundigkeitserklärungen, über die kein Beweis mehr erhoben wurde, Zeugen vom Hörensagen, also Zeugenschaft aus zweitem Munde, geheimjustizielle Tendenzen durch exekutive, geheimdienstliche und -polizeiliche Verfahrenseinwirkungen – all das sind Sonderbedingungen, die das Prinzip der Unmittelbarkeit und Mündlichkeit sowie das rechtliche Gehör der Angeklagten beeinträchtigten. Sie behinderten oftmals ein vom Grundgesetz gefordertes „faires Verfahren“.

			Wegen „Unwürdigkeit“: 
keine Wiedergutmachung für NS-Opfer

			Die wegen ihrer kommunistischen Betätigung inhaftierten Betroffenen haben erhebliche Renteneinbußen erlitten. Vielen NS-Opfern und Widerstandskämpferinnen und -kämpfern sind darüber hinaus die Wiedergutmachungsrenten gemäß Bundesentschädigungsgesetz aberkannt worden. Diese Wiedergutmachung hätte ihnen für das in Zuchthäusern und Konzentrationslagern des NS-Regimes erlittene Unrecht zugestanden, wurde ihnen aber wegen „Unwürdigkeit“ verwehrt – genauer: weil sie mit ihren politischen Aktivitäten die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekämpft haben sollen. Tausenden von Verfolgten des Naziregimes sind so Wiedergutmachungsleistungen bis heute verweigert worden, andere mussten bereits bezahlte Leistungen zurückerstatten.

			Noch 1970 sprach der Bundesgerichtshof einem Verfolgten des Nazi-­Regimes die Entschädigung unter anderem deshalb ab, weil er am 1. Mai die rote Fahne aus dem Fenster gehängt hatte. Da viele der Betroffenen aufgrund der gesundheitlichen Schäden auf diese Renten angewiesen waren, stürzte sie der Entzug in materielle Not.

			All diesen westdeutschen Justizopfern des kalten Krieges sind systematisch Ungerechtigkeiten widerfahren – Ungerechtigkeiten, die den offiziell postulierten Maßstäben der freiheitlich demokratischen Grundordnung widersprechen. Deshalb gilt umso mehr, aber ohne etwas ungerechtfertigt gleichsetzen zu wollen: Nicht allein die SED-, Stasi- und Justiz-Geschichte der DDR ist es wert, aufgearbeitet zu werden, auch die dunklen Flecken der westdeutschen Staatsschutz-Geschichte müssen endlich der Verdrängung entzogen, angemessen beurteilt und die noch lebenden Justizopfer schnellstens rehabilitiert und entschädigt werden, soweit gewaltlose linksoppositionelle Tätigkeit und politische Meinungsäußerungen zu Verfolgung und Verurteilung geführt hatten. 

			Noch eine abschließende Anmerkung 

			Mitte 2016 sind nach sechzig Jahren die KPD-Verfahrensakten des Bundesverfassungsgerichts durch das Bundesarchiv freigegeben worden. Damit wachsen zumindest die Hoffnungen auf eine späte offene Auseinandersetzung mit der Kommunistenverfolgung in der frühen Bundesrepublik sowie eine Aufarbeitung der Genese und Widersprüche des KPD-Verbotsverfahrens: Erst so lässt sich abschätzen, was sich in den langen Jahren zwischen dem Verbotsantrag der Bundesregierung und dem Karlsruher Urteil tatsächlich abspielte. Der Freiburger Historiker Josef Foschepoth hat bereits mit dieser Forschungsarbeit begonnen: Nach seinen Erkenntnissen – die er nach Auswertung der bis Mitte 2016 geheim gehaltenen Akten aus dem KPD-Verbotsverfahren gewonnen hat – soll das Bundesverfassungsgericht unter massivem politischen Druck der damaligen Bundesregierung gestanden haben und starkem exekutiven Einfluss ausgesetzt gewesen sein. Der Prozess sei sogar in Einzelheiten zwischen Bundesregierung und Bundesverfassungsgericht abgesprochen worden. Diese Einflussnahmen deuten jedenfalls auf Missachtung des Verfassungsprinzips der Gewaltenteilung hin und lassen Zweifel an der gerichtlichen Unabhängigkeit aufkommen. Josef Foschepoth, der hinsichtlich des KPD-Verbots und seiner Folgen von Hetzjagd und Gesinnungsurteil spricht, hält sowohl das KPD-Verbotsverfahren als auch das Verbotsurteil für verfassungswidrig, wie er in seinem Buch Verfassungswidrig! Das KPD-Verbot im Kalten Bürgerkrieg“ aus dem Jahr 2017 ausführlich darlegt und begründet.24

			Dieser Beitrag ist die überarbeitete Version eines Vortrags, den der Autor während der Tagung der BUXUS STIFTUNG gGmbH (München) zum 90. Geburtstag des Journalisten Kurt Nelhiebel (Conrad Taler) gehalten hat.
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			Eva Hahn
Über Kurt Nelhiebel und den Antifaschismus

			Wie die Begegnung einer tschechischen Historikerin mit dem aus der Tschechoslowakei vertriebenen Kurt ­Nelhiebel mein Bild des Antifaschismus veränderte

			Eines der bekanntesten Postkarten-Motive von Prag ist der Wenzelsplatz. Mit seiner Länge von 750 Metern zählt er zu den größten städtischen Plätzen Europas, gekrönt am oberen Ende von einem mächtigen Gebäude im Stil der klassischen Neorenaissance, dem tschechischen Nationalmuseum. Zur Zeit wird das Gebäude renoviert, und es gibt Pläne für eine Umgestaltung des Pantheons. Statt der Büste von Julius Fučík sollen dort wieder die Büsten von Kaiser Franz Josef und seiner Gemahlin Elisabeth, genannt Sissi, aufgestellt werden. Protestiert hat dagegen bis auf die Kommunistische Partei öffentlich kaum jemand. Häufig hieß es: „Das ist richtig, der Kaiser hat schließlich den Bau des Museums finanziell unterstützt, oder: „Es ist an der Zeit, dass der Kommunist dort verschwindet.“

			Wer war Julius Fučík? Der 1903 geborene, außerordentlich begabte Literaturhistoriker, Publizist und Schritsteller war ein politisch interessierter Mensch. Er schloss sich den Sozialdemokraten an und wurde nach deren Spaltung 1921 Mitglied der Kommunistischen Partei. Als einzige im Parlament vertretene Partei war sie nicht ethnisch organisiert, sondern vereinte in ihren Reihen Angehörige aller Nationalitäten. Seit der Okkupation der Tschechoslowakei durch Nazideutschland gehörte Fučík zu den führenden Persönlichkeiten des Widerstandes. Er wurde 1942 verhaftet und 1943 in Berlin-Plötzensee hingerichtet. Die Erinnerung an ihn und andere Antifaschisten steht in Tschechien nicht hoch im Kurs. Kaum jemand fragt sich, was der antifaschistische Widerstand für die tschechische Gesellschaft und das Europa von heute bedeutet.

			Weltberühmt wurde Julius Fučík durch seine Reportage unter dem Strang geschrieben.25 Es sind Notizen, die im Prager Gestapo-Gefängnis entstanden und von zwei Wärtern nach draußen geschmuggelt wurden. Nach dem Zweiten Weltkrieg entstand daraus ein Buch. Es ist das am häufigsten übersetzte Werk in tschechischer Sprache, wurde in fast neunzig Sprachen übertragen und erschien in rund dreihundert Auflagen. Auch der zur Zeit in der Türkei verfolgte Chefredakteur der ältesten türkischen Tageszeitung Cumhuriyet, Can Dündar, beruft sich in seinem 2016 auf deutsch veröffentlichten Buch Lebenslang für die Wahrheit: Aufzeichnungen aus dem Gefängnis auf Julius Fučík und zitiert dessen Satz aus dem Jahre 1943: „In wie viel tausend Gefängniszellen ist die Menschheit wohl auf und ab gelaufen, um voranzukommen?“26 Einer der Repräsentanten dieser gepeinigten Menschheit, Julius Fučík, wird in Tschechien aus dem Pantheon des Nationalmuseums verbannt.

			 

			Spiegelt sich darin nicht jene Kluft zwischen der Tschechischen Republik und anderen europäischen Ländern wider, die in der hysterischen Angst vor Flüchtlingen sichtbar wird und die Europäische Union (EU) zu einer Klage gegen drei Visegrád-Länder einschließlich Tschechiens veranlasst hat?27 Besteht nicht ein Zusammenhang zwischen der Haltung gegenüber Zuwanderern und der Vertreibung von Julius Fučík aus dem kollektiven Gedächtnis eines Landes, das einst vielen Antifaschistinnen und Antifaschisten Zuflucht geboten hat? Mich bedrängt die Frage, wie ich selbst reagieren würde, lebte ich noch in Prag und wäre ich Kurt Nelhiebel nicht begegnet? Insgeheim überlege ich manchmal, wie es wohl in Prag zuginge, wenn Kurt Nelhiebel in seiner Heimat geblieben wäre. Ich bin in einer Gesellschaft sozialisiert worden, die als Folge der Besetzung des Landes durch Truppen des Warschauer Paktes im Jahr 1968 mit dem Namen Julius Fučík und dem Begriff Antifaschismus eher negative als positive Konnotationen verband. Was habe ich als Tschechin von Kurt Nelhiebel über den Antifaschismus gelernt? 

			* * *

			Der Faschismus hatte in der tschechischen Gesellschaft erstaunlich wenige Anhänger. In der Zwischenkriegszeit genoss die Tschechoslowakei als Zufluchtsort der Antifaschistinnen und Antifaschisten einen guten Ruf. Die 1918 gegründete Republik entwickelte sich schnell zu einer gefestigten parlamentarischen Demokratie, die wegen Anfälligkeit vieler Europäer für den Faschismus von Anbeginn und seit 1933 auch unmittelbar bedroht war. Die Tschechen erlebten aus nächster Nähe das Heranwachsen einer der stärksten Fünften Kolonnen des NS-Regimes, nämlich der sudetendeutschen Henleinbewegung. Wohl auch deshalb gehörten zahlreiche tschechische Politiker und Publizisten zusammen mit den deutschen Antifaschisten zu den ersten Stimmen, die eindringlich vor dem Nationalsozialismus gewarnt haben. Damals erfreuten sich die deutschen Antifaschisten in der Tschechoslowakei größerer Beliebtheit als anderswo. Die Konfrontation mit dem Faschismus stärkte einerseits das Bewusstsein vieler Tschechen für die Vorzüge der Demokratie und andererseits ihre Abneigung gegenüber autoritären Regierungsformen. Daran hat sich nach allen Meinungsumfragen bis heute nichts geändert. Allerdings übersehen manche Historiker, dass auch Gegner der Demokratie in der Tschechoslowakei Nachahmer fanden.

			Vor diesem Hintergrund frage ich mich, warum es mir nicht gelang, in Tschechien Interesse für die Texte und die Erinnerungen von Kurt Nelhiebel zu wecken, der ja in Nordböhmen geboren wurde, dort aufgewachsen ist und an der Liebe zu diesem Land stets festgehalten hat. Wieso wird er in Tschechien ignoriert, während die Sudetendeutsche Landsmannschaft mit ihrem Wortführer Bernd Posselt (CSU) hofiert wird, eine Organisation, die sich vom kulturhistorischen Erbe ihrer Gründungsväter, darunter schwer belastete Funktionäre des NS-Regimes, nie getrennt hat. Dass die Landsmannschaft die Antifaschisten unter den Vertriebenen als ihre Gegner betrachtet, scheint niemanden zu stören, weder in Deutschland noch in Tschechien. Die Entfernung der Büste von Julius Fučík aus dem Prager Nationalmuseum ist nicht das Ergebnis einer plötzlichen Eingebung, sondern die Folge eines langen Prozesses der politischen und moralischen Erosion. Darüber müsste offen gesprochen werden, wie Kurt Nelhiebel das tut,28 auch über den Umgang mit dem Antifaschismus, so schmerzlich das auch sein mag. 

			* * *

			Als ich nach dem Krieg in Prag aufwuchs, wusste ich um das Geschehen während der NS-Zeit. Die Methoden des Naziregimes waren mir bekannt, nicht zuletzt aus den Erzählungen meines Großvaters, der mehr als drei Jahre im KZ Dachau verbracht hat. Aber Dachau, ebenso wie der Zweite Weltkrieg, schienen mir eine weit entfernte Vergangenheit zu sein, ähnlich dem Ersten Weltkrieg, von dem mein Großvater erzählte. Mit den Begriffen Faschismus und Antifaschismus brachte mein Großvater seine Dachau-Erinnerungen nie in Verbindung. Der Nationalsozialismus war für ihn und folglich auch für mich eine exotische Episode der deutschen Geschichte. Beide Begriffe, Faschismus und Antifaschismus, waren für mich Schlagworte der kommunistischen Propaganda, von der ich nicht viel hielt. Wichtiger war für mich als Kind, dass mein Vater, wie zuvor mein Großvater, eingesperrt war, nicht in Dachau, sondern in einem der Joachimsthaler Lager in Westböhmen, wo auf sowjetisches Betreiben politisch missliebige Personen zur Zwangsarbeit im Uranbergbau eingesetzt wurden.

			Wenn ich zurückblicke wird mir bewusst, dass Menschen durch Krieg, Gewalt und Verfolgung ihre moralische und politische Orientierung verlieren können. Oft wird gefragt, warum sich so wenige Tschechen empörten, als nach dem Zweiten Weltkrieg Deutsche misshandelt und vertrieben wurden. Weshalb sich so wenige Tschechen empörten, als viele ihrer Landsleute durch die kommunistische Diktatur misshandelt wurden, wird seltener gefragt. Ich habe diesen Fragen den Großteil meiner historischen Forschungen gewidmet und kam zu der Erkenntnis, dass erlebtes Unrecht, Unfreiheit und Leid die Menschen nicht für Unrecht sensibilisiert, sondern sie vielmehr entsensibilisiert, entpolitisiert und desorientiert. 

			Nur wenige Tschechen haben Faschismus und Antifaschismus als Weltanschauungen wahrgenommen. Antifaschisten lehnten sich bewusst aus politischen Gründen gegen den Nationalsozialismus auf und wurden deshalb verfolgt. Andere, auch die tschechische Nation als Ganzes, wurden unabhängig von irgendeiner politischen Gesinnung zu Opfern des Faschismus. Lange Zeit war es nicht möglich, darüber offen zu reden, politische Anschauungen zu diskutieren oder sich mit Fragen der politischen Philosophie zu beschäftigen. Die Tradition des Antifaschismus wurde von einer neuen Diktatur in Misskredit gebracht. Das Leid der Menschen und die Unfreiheit dauerten fort und banden einen wesentlichen Teil der intellektuellen Energie. Deshalb denke ich, dass Unrecht, Unfreiheit und Leid die Menschen abstumpft gegenüber dem Unrecht, wie das in manchen Regionen Europas derzeit zu beobachten ist. 

			* * *

			Über Jahre hinweg habe ich nach und nach die Bücher und Artikel von Kurt Nelhiel verschlungen. Das veränderte meinen historisch-politischen Horizont. Allmählich begriff ich, dass die Tradition des Antifaschismus ein ganz wichtiger Bestandteil des europäischen Kulturerbes ist. Sie spielt in den nationalen Diskursen eine unterschiedliche Rolle, und wenn ich es richtig sehe, ist sie in Italien, Spanien, in Frankreich, in Russland und in Deutschland so wie in Österreich lebendiger als anderswo. In den weltweit einflussreichen angelsächsischen Ländern ist eine antifaschistische Tradition kaum zu beobachten, und in den ehemals kommunistisch regierten Ländern geriet sie durch Missbrauch sogar in Verruf. Insgesamt hat es die Tradition des Antifaschismus im Europa des Kalten Krieges nirgendwo leicht gehabt. Wenn heute die so genannten europäischen Werte beschworen werden, hört man vom Antifaschismus wenig oder gar nichts. In den Schulen und bei offiziellen Gedenkfeiern wird zwar an das Leid der Opfer und an die Grausamkeiten des NS-Regimes erinnert, aber höchst selten an die antifaschistischen Widerstandskämpferinnen und -kämpfer und ihre Motive, so als wäre das Fürchten-Lernen wichtiger, als das Einüben von Widerstand und bürgerlichem Selbstbewusstseins gegenüber Machtmissbrauch und alltäglichem Unrecht.

			Ich persönlich wurde erst durch Kurt Nelhiebel von meinen Vorurteilen gegenüber den Linken, gegenüber Kommunisten und vor allem gegenüber dem Begriff Antifaschismus befreit. Erst von ihm habe ich gelernt, Faschismus und Nationalsozialismus als historische Phänomene zu sehen, statt der üblichen Exotisierung, als handle es sich um Phänomene der Moderne, des Totalitarismus oder des 20. Jahrhunderts, als hätten die Ideologien des Faschismus und des Nationalsozialismus nichts mit der vorausgegangenen Geschichte und mit der Nachgeschichte zu tun. Erst die Beachtung von historischen Kontinuitäten ließ mich begreifen, weshalb sich so viele Deutsche der Nazi-Bewegung anschlossen, weshalb sie nach dem Krieg der Demokratie huldigten aber an antidemokratischen Denkweisen festhielten.

			Die meisten Bürgerinnen und Bürger Tschechiens waren von Anfang an Gegner der Nazis, weil sie ihr Land und ihren Staat bedrohten. Viele Deutsche wurden zu Gegnern des NS-Regimes, als dessen Niederlage absehbar war. In den meisten europäischen Ländern gab es frühzeitig warnende Stimmen und es formierte sich eine beeindruckende internationale antifaschistische Bewegung. Doch erst als Millionen Menschen unabhängig von ihrer politischen Überzeugung und ihrer Nationalität willkürlich verfolgt und ermordet wurden, regte sich auf europäischer Ebene Widerstand gegen die faschistischen Machthaber.

			 

			Leider hat sich die Erinnerung an die Befreiung vom Nationalsozialismus mit der Zeit in das Gedenken an militärische Siege verwandelt. Viele sehen im Zweiten Weltkrieg eine Art Triumphzug der US-Armee und ihrer westlichen Verbündeten. Der Beitrag der Sowjetunion zur Befreiung vom Faschismus wird oft vergessen und vor allem in Deutschland überlagert von Bildern und Berichten über vergewaltigte Frauen, die Vertreibung der Deutschen und die Errichtung von Diktaturen nach sowjetischem Vorbild in den mittel- und osteuropäischen Ländern. Auch in Tschechien heißt es, die Sowjetunion habe zur Befreiung des Landes kaum beigetragen. Über die Antifaschisten wird häufig mit spürbarer Verachtung geredet. Zustimmung findet dagegen der weltweit gefeierte Philosoph Jan Patočka mit seiner Aussage: „Wenn man in den Berichten der Widerstandsorganisationen über ihre ‚Erfolge‘ liest, muss man sagen: Diese Erfolge sind kläglich, das Missverhältnis zwischen Opfern und Resultaten ist schreiend.“29

			Von Kurt Nelhiebel habe ich gelernt, den Antifaschismus zu historisieren und als großartige Tradition in den nie endenden Auseinandersetzungen um Freiheit und Würde des Menschen einzuordnen, wie das auch durch Can Dündar geschieht. Von Kurt Nelhiebel habe ich gelernt, ernst zu nehmen was im öffentlichen Raum gesagt und geschrieben wird. Er hat aber auch mein Bewusstsein für das geschärft, worüber nicht geredet und geschrieben wird. Wenn man sich vor Augen hält, wie mediale und politische Diskussionen heutzutage verlaufen, ist das keineswegs selbstverständlich. Ich gebe zu, dass ich erst bei der Lektüre der Werke von Kurt Nelhiebel gelernt habe, jede Gesellschaft differenziert in ihrer jeweiligen kulturhistorischen und politischen Vielfalt zu betrachten. Seine Unvoreingenommenheit gegenüber Meinungen abseits der political correctness, seine Beständigkeit im Hinterfragen, befreite mich davon, wie ein Nachtfalter am Gewohnten zu kleben. Eine solche Haltung macht die Menschen wehrlos und unfähig zum Widerstand gegen Machtmissbrauch und Entrechtung, macht sie wehrlos gegenüber medialer Manipulation und Desinformation. Damit bin ich wieder bei Theodor Adorno und der Frage, warum sich viele Europäer so passiv verhalten gegenüber der Rückkehr von Faschisten in der Maske von Demokraten.

			* * *

			Die Entfernung der Büste von Julius Fučík gehört in diesen Zusammenhang. In Deutschland sind die Milieus, die die Tradition des europäischen Antifaschismus pflegen, lebendiger als in Tschechien. Das zeigt sich auch am Umgang mit der Sudetendeutschen Landsmannschaft, die hierzulande viel kritischer beurteilt wird als das in Prag der Fall ist. Dazu hat Kurt Nelhiebel wesentlich beigetragen. Als er 1993 sein wunderbares Essay „Vertanes Erbe: Von der Deformation und der notwendigen Renaissance des Antifaschismus“ verfasste, rekonstruierte er mit der ihm eigenen Präzision all jene Schwierigkeiten, die sich den Antifaschisten und der Pflege ihrer wertvollen Tradition in Nachkriegsdeutschland in den Weg stellten.30 Wenn ich ebenso begabt wäre, würde ich ein analoges Essay über das in Tschechien vertane Erbe schreiben, aber ich bezweifle nach mancherlei Erfahrungen, dass es dort verstanden würde. 

			In Berlin-Pankow steht noch heute ein Denkmal für Julius Fučík und es findet alljährlich ein Julius-Fučik-Lauf statt. Das wissen natürlich nur wenige Deutsche und sicherlich noch wenigere Tschechen. Die Bundesrepublik hat hier wie dort wenig zur Wiederbelebung antifaschistischer Traditionen beigetragen. Dafür gab sie viel Geld aus für die Kulturpflege der Vertriebenen und den Kulturexport. In vielen tschechischen Orten wurden Denkmäler der Habsburger wieder errichtet, die umstrittene Mariensäule am Prager Altstädter Ring soll ebenso wieder ihren Platz bekommen wie das Denkmal des einst als Schlächter der Revolution von 1848 bezeichneten Generalfeldmarschalls Radetzky am Kleinseitner Ring. Insofern kann es nicht überraschen, dass Kaiser Franz Josef und seine Gemahlin wieder Einzug halten im Nationalmuseum, begründet mit dem hohlen Argument, ihre Büsten hätten dort schon einmal gestanden. 

			* * *

			Dies alles, einschließlich der inhumanen Zurückweisung von Flüchtlingen, ist Ausdruck und Folge einer restaurativen, demokratiefeindlichen Entwicklung, die in vielen Staaten Europas grassiert. Umso wichtiger ist es, sich ihr in den Weg stellen. In der Welt von heute helfen Franz Josef und seine Sisi, Mariensäulen und der Generalfeldmarschall Radetzky nicht weiter. Dass der türkische Publizist Can Dündar an Julius Fučík erinnert, erfahren die Konsumenten tschechischer Medien nicht. Sie erfahren auch nicht, dass der chinesische Germanist Ren Guoqiang von der Universität von Beijing dafür eintritt, die Tradition des Antifaschismus wieder stärker zu beachten. Er sagte: „In Wirklichkeit ist Antifaschismus eher der Kampf von Menschlichkeit gegen Unmenschlichkeit, Recht gegen Unrecht, nicht aber nur der Kampf zwischen unterschiedlichen Ideologien. Die politisch-gesellschaftliche Umwälzung zwingt direkt oder indirekt zu politischer Stellungnahme, unabhängig davon, ob sich der Betreffende politisch engagieren will oder nicht.“31

			Manchmal träume ich davon, einen tschechischen Bestseller zu schreiben, in dem ich die Geschichte des Antifaschismus im Kontext mit den Kämpfen der europäischen Völker im 19. und 20. Jahrhundert für Freiheit und demokratische Selbstbestimmung aufarbeite. Dabei würde ich den Begriff klar definieren, die vielfältigen Traditionen der europäischen antifaschistischen Bewegung beschreiben und auch die Konflikte, die die Beteiligten untereinander ausgetragen haben. Ein Kanon der Werke ihrer Klassiker dürfte natürlich nicht fehlen. Darstellen würde ich auch den Missbrauch des Begriffs Antifaschismus als hohle Phrase. Last but not least würde ich die Geschichte der Verunglimpfungen der Antifaschisten darstellen. 

			Dank Kurt Nelhiebel bin ich davon überzeugt, dass das Erbe des Antifaschismus äußerst aktuell ist. Deshalb sollten wir uns mehr und viel sorgfältiger als bisher mit seiner Geschichte beschäftigen. Dann werden wir auch begreifen, warum Kurt Nelhiebel zu den interessantesten und bedeutendsten Vertretern dieser wertvollen europäischen Tradition gehört. Vielleicht hätte er auch in Tschechien viel bewirken können, wenn er dort geblieben wäre. In Deutschland ist es ihm jedenfalls gelungen. Erst durch ihn habe ich begriffen, was Antifaschismus heißt und welche Bedeutung seine Tradition für Europa hat. Dafür bin ich Kurt Nelhiebel zu tiefstem Dank verpflichtet. 

			* * *

			Kurze Nachbemerkung

			Als ich diesen Vortrag am 21. Juni 2017 hielt und dabei die Entfernung der Büste von Julius Fučík aus dem Nationalmuseum zur Sprache brachte, stützte ich mich auf Äußerungen des Direktors des tschechischen Nationalmuseums, Michal Lukeš, über welche die tschechische Presseagentur ČTK am 11. Juni 2017 berichtet hatte. Was mir entgangen war: Fünf Tage später sagte der Direktor des Museum, das mit der Entfernung der Büste sei nur ein Witz gewesen. Die Büste sei schon 1991 beseitigt worden und befinde sich seither im Depot des Museums.
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			Irmtrud Wojak
Die deutsche politische (Erinnerungs-)kultur und der Widerstand eines Überlebenden – Fritz Bauer

			Fritz Bauers Leben ist die Geschichte eines Sozialdemokraten im katastrophalen 20. Jahrhundert und im Besonderen in der Auseinandersetzung mit unserer politischen und juristischen Zeitgeschichte vor 1933, danach und von 1945 bis heute. Die wenigsten können heute etwas mit seinem Namen verbinden. Das haben schon Bauers Zeitgenossen vorausgesehen und gemeint, sein Lebenswerk würde erst sehr viel später in Erinnerung kommen.32 So in etwa formulierte ich 2009 in der ersten Ausgabe meiner Fritz Bauer-Biographie.

			Seit die deutsche politische (Erinnerungs-) Kultur und speziell die Filmbranche Fritz Bauer für sich entdeckt haben, ist dieser Satz zumindest teilweise überholt. Sie haben, basierend auf dem Buch des Journalisten und Juristen Ronen Steinke, Fritz Bauer oder Auschwitz vor Gericht, sowie einer Ausstellung des nach Fritz Bauer benannten Instituts in Frankfurt am Main einen gebeutelten „Nazi-Jäger“ und potentiellen Selbstmörder erfunden, notorisch ein Verlierer und moderner Antiheld. Als rachsüchtiger Workoholik, der dem israelischen Geheimdienst Mossad geholfen hat, den Deportationsspezialisten Adolf Eichmann vor Gericht zu bringen, haben sie den mutigen Juristen zum Landesverräter abgestempelt.33 In dem preisgekrönten Film Der Staat gegen Fritz Bauer, der auf den von Ronen Steinke in die Welt gesetzten Gerüchten basiert, ist dieser Antiheld gleich in der ersten Szene ein Badewannen-Selbstmörder. Das Setting zeigt ihn nackt in der Wanne, neben sich ein Glas Rotwein und Tabletten.

			Spielfilmtauglich machten den Juristen und Kämpfer für die Menschenrechte vor allem dies Wiederkäuen von NS-Ideologie und gefährliche Spiel mit Vorurteilen. „Der Jude ist schwul“, lautet die zentrale Behauptung des Films Der Staat gegen Fritz Bauer, der sich dabei auf eine Akte der dänischen Fremdenpolizei beruft. Dass diese mit den Nazis kollaborierte und den politischen Flüchtling loswerden wollte, in der diffamierenden Akte auch das Gegenteil steht, verschweigen Steinkes Buch, der Film und dessen Berater wohlweißlich. Der „schwule Jude“ und der Sozialdemokrat als „Landesverräter“ machen sich offenbar besser als ein Widerstandskämpfer und Anwalt für die Menschenrechte, wenn es um Renommee und Verkaufszahlen geht. Ronen Steinkes Buch, die kurz darauf erschienene Ausstellung „Der Staatsanwalt“ des Fritz Bauer-Instituts, und die von diesem beratenen Spielfilme sind Teil einer Welle nationaler politischer (Erinnerungs-) Kultur, die anstelle von Bauers aufklärerischem Ansatz und seines an den Menschenrechten orientierten Denkens auf Nationalstolz setzt und damit dem aktuellem Rassismus und Antisemitismus zum Tanz aufspielt.34

			Aus Anlass des 90. Geburtstags von Kurt Nelhiebel sollen hier einige der Grundzüge und Motive im Leben Fritz Bauers in Erinnerung gerufen werden, vor allem sein wichtigstes Anliegen: dem Recht und der Pflicht zum Widerstand in Deutschland politischer Kultur nach Jahren des Unrechtsstaats zu neuer Geltung zu verhelfen. Kurt Nelhiebel war es, der dem vielfach angefeindeten „Nestbeschmutzer“ 1968 als einer der ersten ein würdiges Denkmal setzte und deutlich machte, wie sehr diese Bezeichnung aus der Ära Adenauer dem sozialdemokratischen Generalstaatsanwalt, der Auschwitz vor Gericht brachte, zur Ehre gereicht.35

			Fritz Bauer wurde 1903 in Stuttgart geboren, er selbst hat nach dem zweiten Weltkrieg von seinem Heimweh nach Stuttgart gesprochen, als er erstmals auf eine Besuchsreise nach Deutschland zurückkam und in der Wiedersehensfreude – so in einem Brief an den damaligen SPD-Vorsitzenden Kurt Schumacher – besonders die Kässpätzle rühmte, die er für eine Mark in einem deutschen Restaurant verzehrte und vor lauter Heimweh die Speisekarte „klaute“, um sie mit zurück nach Dänemark zu nehmen.

			Gewiss gäbe es mancherlei über Stuttgart, wo Bauer seine Jugend verbrachte, zu berichten. Von Stuttgart aus ist sein Vater dem kaiserlichen Ruf gefolgt und in den ersten Weltkrieg gezogen. In Stuttgart besuchte Bauer das traditionsreiche Eberhard-Ludwigs-Gymnasium, hier hat er die Revolution von 1918/19 erlebt, die wahrlich keine war. Aus Stuttgart ist er ins Studium fortgezogen, nach Heidelberg, München und Tübingen, und er wurde in Württembergs Hauptstadt schließlich jüngster Amtsrichter Deutschlands. Als Student riss ihn die Aufbruchsstimmung nach dem Zusammenbruch des Kaiserreichs am Ende des ersten Weltkriegs ins politische Leben. In Stuttgart schloss er sich der Sozialdemokratischen Partei an. Bis zum letzten Tag kämpfte er für den Erhalt der Republik.

			Mit der Machtübernahme der Nazis endete die Laufbahn des jungen Juristen jäh. Sofort wurde der Sozialdemokrat ins Konzentrationslager gesperrt und aus dem Amt entlassen. Ende 1935, nach der Einführung der Nürnberger Rassegesetze, flüchtete der mittlerweile 32jährige von Stuttgart nach Kopenhagen. Als die Nationalsozialisten die so genannte „Endlösung der Judenfrage“ auch dort in Gang setzten, floh er im Oktober 1943 nach Schweden, nach dem Ende des zweiten Weltkriegs ging er erneut nach Dänemark. Eine Heimkehr in sein geliebtes Schwabenland gelang ihm nicht. In der württembergischen Justiz gab es niemanden, der Fritz Bauer aus dem Exil zurückrief. Wenige Wochen vor Gründung der Bundesrepublik und der Verabschiedung des Grundgesetzes 1949 kehrte Bauer dennoch zurück. Er wurde zunächst zum Landgerichtsdirektor, dann 1950 zum Generalstaatsanwalt am Braunschweiger Oberlandesgericht ernannt. 1956 berief der hessische Ministerpräsident und Justizminister Georg August Zinn (SPD) ihn in das Amt des Generalstaatsanwalts nach Frankfurt am Main. Dort wirkte er zwölf Jahre, bis zu seinem überraschenden Tod 1968.

			Fritz Bauers Leben und Denken war durch die tiefen politischen und sozialen Einschnitte des zu Ende gehenden 19. und der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts geprägt. Ebenso beeinflussten ihn der emanzipatorische Geist, der im Haus seiner Großeltern in Tübingen herrschte, der Heimatstadt seiner Mutter. Die Gedankenwelt des schwäbischen Idealisten, sein Widerstandsgeist, wurde vom Kampf um die rechtliche Gleichstellung der Juden in Deutschland geprägt und von der Liebe seiner Mutter getragen. Sein Schicksal als Verfolgter des Nazi-Regimes, der KZ-Haft und zehn Jahre als politischer Flüchtling im besetzten Dänemark und in Schweden überlebte, ließ ihn nicht erlahmen, sondern trieb ihn immer weiter voran.

			„Ich bin zurückgekehrt“, sagte er selbst nach seiner Rückkehr, „weil ich glaubte, etwas von dem Optimismus und der Gläubigkeit der jungen Demokraten in der Weimarer Republik, etwas vom Widerstandsgeist und Widerstandswillen der Emigration im Kampf gegen staatliches Unrecht mitbringen zu können. (…) Ich wollte ein Jurist sein, der dem Gesetz und Recht, der Menschlichkeit und dem Frieden nicht nur Lippendienst leistet.“36

			Mit diesem Programm kehrte Bauer nach Deutschland zurück, um bei einem grundlegenden Neubeginn mitzuhelfen und die dringend erforderliche „geistige Revolution der Deutschen“ mitzubewirken. Die Auseinandersetzung mit den Wurzeln des Nationalsozialismus hielt er für unumgänglich. Die Deutschen sollten „Gerichtstag halten über sich selbst“, über die gefährlichen Faktoren in ihrer Geschichte, wie er sagte, „über alles, was hier inhuman war“.37

			Haben sich Fritz Bauers Erwartungen erfüllt? 

			Kennengelernt habe ich ihn zuerst und vorrangig als radikalen Aufklärer der NS-Verbrechen, als unbequemen Mahner und Außenseiter, der seinen Zeitgenossen permanent den Spiegel vorhielt. Bauer wollte und konnte die Vergangenheit nicht ruhen lassen. Er provozierte das schlechte Gewissen der Täter und Mitläufer des NS-Regimes, indem er sie in den Prozessen mit den Einzelheiten des Verbrechens der so genannten „Endlösung der Judenfrage“ konfrontierte. Er war „der Generalstaatsanwalt, der die Mörder von Auschwitz anklagte“, so knapp hat es die Juristin Ilse Staff einmal formuliert. 38 Deshalb verfolgten ihn Drohbriefe und Anfeindungen bis zum Tod.

			Fritz Bauer dem Vergessen zu entreißen und den ihm gebührenden Platz in der politischen (Justiz-)geschichte zu verschaffen, bedeutet, das wurde mir bald klar, alte Wunden aufzureißen. Auch bei denen, die ihn geliebt haben und die sich nach seinem allzu frühen Tod schwere Vorwürfe machten. Haben wir uns eigentlich um Fritz Bauer gekümmert? „Was haben wir für ihn getan?“, fragte sich anlässlich der offiziellen Trauerfeier für Bauer der frühere Ankläger beim Internationalen Nürnberger Gerichtshof, Robert M. W. Kempner. In dem hessischen Generalstaatsanwalt sah er den Sprecher der Ermordeten, der sich dafür einsetzte, dass die Überlebenden der Konzentrationslager, die als Zeugen zu den Prozessen nach Deutschland zurückkamen, fürsorglich betreut wurden: „Ideen, an die früher noch niemand gedacht hatte“. Für ihn war Bauer, wie Kempner den Zuhörerinnen und Zuhörern entgegenschleuderte, der größte Botschafter, den die Bundesrepublik hatte. Und er würde gerne all denen rechts und links in die Fresse schlagen, die gemeinsam gegen ihn waren.39

			Bei den Recherchen über Bauers Biographie treten immer wieder die Versäumnisse und Hindernisse bei der juristischen Ahndung und Verurteilung des millionenfachen Mordes in den Vordergrund, gegen die der Jurist ankämpfte: 

			
					die Integration der NS-Juristen und überhaupt der Nazis in den Beamtenapparat der Bundesrepublik Deutschland

					die Unwilligkeit der Justiz und Polizei, der NS-Verbrecher habhaft zu werden und den Massenmord mit den zur Verfügung stehenden juristischen Mitteln zu ahnden 

					die erschreckende Gehilfenrechtsprechung in den KZ- und Einsatzgruppenprozessen, die aus Massenmördern leicht manipulierbare Marionetten eines verbrecherischen Regimes machte, als hätte es keine „echten“ Nazis gegeben 

					und besonders schmerzhaft das fehlende Mitgefühl mit den Opfern und Überlebenden der Verfolgung.

			

			Fritz Bauers Leben und Werk lassen sich nicht einfach einer bundesrepublikanischen Erfolgsgeschichte einverleiben. Sich mit seinem aufopferungsvollen Weg nachträglich selbst belobigen zu wollen – Kurt Nelhiebel hat dies unter dem Titel „Die Nestbeschützer“ deutlich gemacht – gehört insofern zum politischen Kampf um die Deutungshoheit über unsere Geschichte.40 Das Leben und Werk des Juristen waren von zwei Weltkriegen, von Ausgrenzung und Widerstand gegen Antisemitismus und Judenvernichtung geprägt, nach 1945 von erneuter Ausgrenzung und Widerstand gegen die Verdrängung der Geschichte und der Verbrechen der Nazis, deren Opfer und Überlebenden jetzt nach den notwendigen Konsequenzen verlangten. Vielleicht wog diese Zeit nach 1945 sogar noch schwerer für Fritz Bauer, weil er zu spüren bekam, wie sehr trotz allen Leidens und der Millionen Opfer seine Vision, durch historische Ursachenforschung, juristische Ahndung und gerichtliche Verurteilung zu einer Aufhellung der Gegenwart beizutragen, im Wirtschaftswunderland Westdeutschland unerwünscht war. Die übergroße Mehrheit der Deutschen wollte vergessen und zur Tagesordnung übergehen, so schnell wie möglich einen Schlussstrich unter die Vergangenheit ziehen.

			Waren Fritz Bauers Widerstand, sein „Kampf um des Menschen Rechte“, also vergeblich?41 Was war es, das ihn trotz aller Anfeindungen und Rückschläge nicht aufgeben und weiter vorwärts drängen ließ?

			Es war die Liebe seiner Mutter, die dem Knaben Schutz gab und sein Selbstvertrauen stärkte. Ella Bauer war es, die ihrem Sohn ein Bibelwort des Alten Testaments mit auf den Weg gab, als er sich, bedrängt von antisemitischen Attacken seiner Mitschüler, mit der Frage an sie wandte: „Was ist eigentlich Gott“? Fritz Bauer erinnerte sich später ganz wörtlich an diese Szene und er bekannte, dass er die Antwort nie vergessen habe, die zur Richtschnur seines Lebens und seiner Tätigkeit wurde: „[Sie] lautete: ‚Was Du nicht willst, dass man dir tu – das füg’ auch keinem andern zu!“42 Schon in diesem frühen Moment fand eine Art Berufswahl statt und fiel die Entscheidung über seine politische Existenz. Denn entsprach nicht die damit gemeinte Devise, aktueller und politischer ausgedrückt, dem Kernsatz der Demokratie und Menschenrechte, wie er seit 1949 auch im Grundgesetz der Bundesrepublik steht: „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ 

			Das war Fritz Bauers Rechtsauffassung: dass Staat und Gesellschaft das Gebot der Nächstenliebe nicht zum Inhalt ihres Rechts machen können. „Sie können nicht so menschlich viel, nahezu das Übermenschliche fordern.“ Aber sie müssten sich ein anderes Gebot zur Richtschnur machen, dass da lautet: „Schädige keinen anderen!“43 Bei dieser Maxime, die in den Weltreligionen seit Jahrtausenden verankert ist und zu bewusstem Handeln in Form eines aktiven Unterlassens auffordert, blieb Bauer Zeit seines Lebens. In der Aufbruchszeit der zwanziger Jahre waren es drei Ereignisse, die seine Einstellung prägten.

			Bereits zu Beginn seiner Studien stieß er auf den Juristen Gustav Radbruch (1878-1949), den er zwar nicht auf dem Katheder erlebte, denn Radbruch war für die SPD in die Politik gewechselt, dessen Schriften er jedoch begeistert gelesen hat. Radbruch unterscheide, schrieb Bauer, „zwischen zwei Juristentypen, dem Juristen aus Ordnungssinn und dem aus Freiheitssinn“ – 
und gerade ein solcher wollte er werden.44 

			Das zweite Ereignis war 1922 das Attentat auf Reichsaußenminister Walter Rathenau (1867-1922), den rechtsextremistische Mörder genau in dem Moment als so genannten „Erfüllungspolitiker“ beseitigen wollten, als er von den uneinsichtigen Kriegs- und Nachkriegsgegnern Zugeständnisse errungen hatte, die der Republik zum Überleben verhalfen. „Der Feind steht rechts!“, lautete die bewegte Klage, die den Studenten Bauer und seine Freunde zu einer ungewöhnlichen Aktion veranlasste. Alarmiert durch die Radauaufzüge der Nazis, die von München aus den Untergang der Weimarer Republik betrieben, appellierten sie an den Schriftsteller Thomas Mann, der jetzt nicht mehr schweigen dürfe, sondern helfen müsse, das republikanische Vaterland zu verteidigen. „Thomas Mann“, so die spätere Erinnerung Bauers, „den wir über alles liebten und der unsere Jugend bestimmt hat seit den Tagen des Tonio Kröger […] wird jetzt auf unserer Seite stehen“. Tatsächlich habe der Dichter reagiert und umgehend zurück geschrieben: „Wir hätten Recht, er stünde auf unserer Seite“. Was dann folgte, war Thomas Manns bekannte Rede über die deutsche Republik, die noch im selben Krisenjahr in die Welt hinausging.45

			Die dritte Persönlichkeit, die Bauers politisches Schicksal bestimmte, wurde Kurt Schumacher (1895-1952), der nach 1920 in Stuttgart zu wirken begann und mit seinen Ideen den werdenden Amtsrichter in seinen Bann zog. Bauer wurde aktives Mitglied in der Republikschutzorganisation „Reichsbanner Schwarz Rot Gold“, in Stuttgart Reichsbanner-Führer. Er wäre 1932/33 bestimmt nicht dagegen gewesen, wenn sich die linken Parteien vereint gegen die Nazis geschlagen hätten.

			Die Jahre nach 1933 bestärkten ihn in seiner Lebensmaxime, die eine Aufforderung zu mehr Widerstand war. Zu viele, sagte er immer wieder, machten im nationalsozialistischen Unrechtsstaat mit, schauten weg oder schwiegen: „(…) bei den ‚Arisierungen‘, bei der (…) Umsiedlung und Vertreibung von Millionen, bei harten, mitunter grausamen Gerichtsentscheidungen, (…) in den Konzentrations- und Vernichtungslagern, bei den Einsatzgruppen des Ostens und bei vielen anderen Unrechtstaten“.46

			Als Ursache für die Barbarei sah der Jurist die Auflösung des Rechtsbewusstseins. Er dachte, das millionenfache Leid der Jahre nach 1933 müsse doch an das Herz der Menschen appellieren. Zugleich bekräftigte ihn die erlebte Wirklichkeit des NS-Regimes jedoch in seiner Skepsis gegenüber so genannten höheren Werten. Moralisch wären die Menschen ja doch verpflichtet gewesen, den bedrängten Juden, Sinti und Roma, Behinderten und überhaupt allen Verfolgten zu helfen. Auf der lebenslangen „Suche nach dem Recht“ – wie Bauer selbst seine Grundsatz-Publikation 1965 nannte – bekam er zugleich ein Gefühl für die Vergeblichkeit dieser Suche. Doch er ließ sich nicht davon abbringen, dass sich Gegenwart und Zukunft im Sinne von Recht und Gerechtigkeit gestalten ließen, weil letztlich alle Menschen das richtige, das wahre Recht suchen.

			Es war diese Hoffnung, sein unauslöschlicher Widerstandsgeist, der letztlich immer ein Kampf für die Menschenrechte ist, die Bauer nach KZ-Haft und Exil nach Deutschland zurückkehren ließ. Obgleich ihm die Entscheidung nicht nur schwer fiel, sondern auch schwer gemacht wurde. Politische Remigranten wurden in Deutschland schließlich nicht mit offenen Armen willkommen geheißen, im Gegenteil. Auch Bauer musste feststellen, dass das schlechte Gewissen der deutschen Bevölkerung mit einer gehörigen Portion Wut verbunden war, und zwar nicht nur wegen der durch die Bombenangriffe angerichteten Zerstörungen, die nun mit einer schier unfasslichen Geschwindigkeit beseitigt wurden. Besonders löste, wie er vielfach spürte, das schlechte Gewissen Abwehr gegenüber den „Anderen“ aus, denjenigen, die sich mutiger widersetzt hatten und die jetzt heimkehren wollten. Und besonders gegenüber den Opfern und Überlebenden, mit deren Schicksal die Mehrheit der Deutschen nicht konfrontiert werden wollte.

			So formulierte beispielsweise Hannah Arendt, die fast gleichzeitig mit Bauer 1950 auf „Besuch“ nach Deutschland kam: „Der Anblick, den die zerstörten Städte in Deutschland bieten, und die Tatsache, daß man über die deutschen Konzentrations- und Vernichtungslager Bescheid weiß, haben bewirkt, daß über Europa ein Schatten tiefer Trauer liegt. (…). Doch nirgends wird dieser Alptraum von Zerstörung und Schrecken weniger verspürt und nirgendwo wird weniger darüber gesprochen als in Deutschland.“ In dem Gefühlsmangel, der „[e]ine solche Flucht vor der Wirklichkeit“ war, erkannte Arendt „natürlich auch eine Flucht vor der Verantwortung“.47

			Der kalte Krieg und die in diesem Zuge von den Alliierten rasch zum Abschluss gebrachte, bei den Deutschen unbeliebte Entnazifizierung, kam dieser Abkehr von der Verantwortung gelegen. Als Bauer 1949 sein Amt als Landgerichtsdirektor in Braunschweig aufnahm, herrschte bereits kalter Krieg in voller Stärke, Berlin wurde von der Sowjetunion bedroht, die Amerikaner errichteten die Luftbrücke, Westdeutschland sollte in das Bündnissystem der NATO eingeordnet werden, noch bevor es selber irgendetwas entscheiden konnte. Allerorten traf man auf widersprüchliche Verhältnisse: Auf der einen Seite hatte die so genannte Bewältigung der Vergangenheit 1949 vielerorts noch gar nicht begonnen, andererseits wurde bereits alles unternommen, um die Entnazifizierung von der Tagesordnung abzusetzen.

			Fritz Bauer wurde damals in zahlreichen Verfahren ins Jahr 1933 zurückversetzt und mit der Erkenntnis konfrontiert, dass sich die Justiz als willfähriges Instrument des Naziregimes hatte missbrauchen lassen. Aus diesem Grund hatten neben der Selbstaufklärung die Prozesse wegen NS-Verbrechen für Bauer vor allem einen Sinn: dem Widerstandsrecht und Widerstandshandlungen in der politischen Kultur zu neuer Geltung zu verhelfen. Die politischen Entwicklungen in Niedersachsen lieferten dem Generalstaatsanwalt im Verfahren gegen Otto Ernst Remer, den Mitbegründer der im Oktober 1949 gegründeten rechtsextremen, neonazistischen Sozialistischen Reichspartei, bald nach der Rückkehr die Gelegenheit, ein Exempel zu statuieren. (Remer war mitverantwortlich für die Niederschlagung des politischen Attentats vom 20. Juli 1944 gegen Hitler.)

			Noch vor den überraschenden Erfolgen in der Landtagswahl, die Remer nicht zuletzt in der Unterstützung durch Soldatenverbände und rechtsextreme Klüngel fand, hatte dieser 1951 auf einer Großveranstaltung die Widerstandskämpfer des 20. Juli 1944 böse geschmäht. Sie hätten Verrat begangen und sich sogar als Landesverräter vom Ausland bezahlen lassen. Eine Verunglimpfung, die den CDU-Innenminister des Bundes zu einer Strafanzeige veranlasste. Das Verfahren endete im März 1952 mit einer vollständigen Rehabilitierung des 20. Juli 1944 und dem Beweis, dass die Verschwörer ein verbrecherisches Regime beseitigen wollten.

			Der Zweite Weltkrieg war längst verloren und das deutsche Volk, erklärte Bauer in seinem Plädoyer, „total verraten“; schon deshalb sei es gar nicht möglich gewesen, Landesverrat zu üben. Das „Dritte Reich“ sei ein „Unrechtsstaat und deswegen sittenwidrig und nichtig gewesen“; ein solcher Unrechtsstaat, der täglich Zehntausende Morde begeht, berechtige jedermann zur Notwehr. Ein Hauptsatz seines Plädoyers gipfelte in der Feststellung: „Ein Unrechtsstaat wie das Dritte Reich ist überhaupt nicht hochverratsfähig“.48

			Fritz Bauer wurde durch den Remer-Prozess in der Geschichte der Bundesrepublik zu einem bemerkenswerten, allerdings auch vielfach angefeindeten Ankläger. 1956 wechselte er nach Hessen und fortan wurde sein Hauptanliegen, die bis dahin noch von keiner Staatsanwaltschaft zur Anklage gebrachte, von den Nazis so genannte „Endlösung der Judenfrage“ vor Gericht zu bringen. 

			Bei seinen Bemühungen kamen ihm mehrfach Zufälle zu Hilfe. Speziell im Fall des Deportationsspezialisten Adolf Eichmann. Frühzeitig informierte ein ehemaliger KZ-Häftling Bauer über den argentinischen Aufenthaltsort des ehemaligen SS-Obersturmbannführers. Und wenn man auch nicht ganz genau weiß, welche Organe er mit seinen Informationen belieferte: Fritz Bauer hatte entscheidenden Anteil daran, dass die Israelis Eichmann zu fassen bekamen. Weniger Glück hatte er in den Fällen des KZ-Arztes Mengele und des Hitler-Stellvertreters Bormann.

			Vielfach waren es Zufälle, die Bauer zu Hilfe kamen. Vor allem, als es ihm 1959 gelang, die Zuständigkeit seiner Behörde für die Ermittlungen gegen die Auschwitz-Täter zu erlangen. Vielfältigkeit und Umfang seiner pausenlosen Ermittlungstätigkeit lassen sich kaum darstellen. Nicht zuletzt gelang es mit Unterstützung des Internationalen Auschwitz-Komitees, dass 211 Opfer und Überlebende im Frankfurter Auschwitz-Prozess aussagten. Es wurde, zwei Jahre nach dem Eichmann-Prozess, das bis dahin umfangreichste Schwurgerichtsverfahren in der deutschen Justizgeschichte.49

			Verurteilt wurden zwanzig Auschwitz-Verbrecher, die, so ihre sture Verteidigung, immer und alles nur unter strikten Befehlen ausgeführt haben wollten. Befehl sei Befehl und Gesetz sei Gesetz. Die größte Last nahmen die Überlebenden auf sich, die als Zeugen ihr unermessliches Leid noch einmal aufleben lassen mussten. Zusammen mit den Zeithistorikern, die Bauer als sachverständige Gutachter aufgeboten hatte, wurde ein Totalbild der so genannten „Endlösung“ enthüllt.50 Das Urteil fiel am 20./21. August 1965. Von jetzt an konnte alle Welt wissen, was Auschwitz war – niemand kann das mehr leugnen.

			Konnte Generalstaatsanwalt Bauer nicht stolz oder zufrieden sein? Er war es – und er war es nicht. Für ihn war jeder Auschwitz-Funktionär, waren alle Angeklagten Täter und Mörder. Für das Gericht aber galten zehn, also die Hälfte, nur als Gehilfen – was leider die inzwischen von der höchsten deutschen Rechtsprechung, dem Bundesgerichtshof, eingeführte und damit gewissermaßen verordnete Praxis der so genannten Gehilfenrechtsprechung bekräftigte. Sowohl die Ermittler wie die Ankläger hatten übereinstimmend auch in den zehn genannten Fällen auf Mord beziehungsweise auf Massenmord plädiert.

			Massenmord aber, so betonte der Vorsitzende Richter Hans Hofmeyer, kannte die damalige Strafprozessordnung nicht, sondern die Richter mussten Auschwitz personell zerlegen. Dadurch kam ungebührlich zum Ausdruck, dass es in Auschwitz eben auch Funktionäre gab, die nicht erschossen, die nicht mit Phenolinjektionen angeblich „salvierten“, die nicht zu Tode prügelten oder Häftlinge durch Essensentzug zum Verhungern brachten. Wie grotesk diese Unterscheidung war, beleuchtete der Fall Klehr. 

			Der Sanitätsdienstgrad hatte mindestens 30.000 Menschen mit der Phenolspritze ins Herz gestochen. Angeblich tat er es nicht gern, er habe tiefes Mitleid mit den Opfern gehabt, behauptete er im Prozess. Wenn der Lagerarzt nicht zum Dienst erschien, machte Klehr es allerdings gerne auch auf eigene Faust – und er suchte dabei vor allem Juden aus. 

			Aber wer schleppte die selektierten Häftlinge zu Klehr, wer schob sie durch die Tür ins angebliche Behandlungszimmer und half zuvor bei der Selektion in den Baracken? Wer notierte die Namen der Todeskandidaten, wer brachte die Listen aufs Revier, wer bewachte und organisierte ihren Abtransport in die Gaskammern? Wer gab den Befehl zur Herbeischaffung des Zyklon B? Ich denke, die Groteske genügt. Doch, wie gesagt, Mörder waren für das Gericht nur dieser Klehr und der Kaduk und der Stark und der Boger und der Bednarek. Die anderen, die genauso wie diese Exzesstäter wussten, worin die einzige Funktion von Auschwitz bestand, nämlich im millionenfachen Mord, kamen als Helfershelfer glimpflich davon: denn sie hatten ja nur „gemeinschaftliche Beihilfe zu gemeinschaftlichem Mord“ verübt. Sogar der Adjutant des Lagerkommandanten, Robert Mulka, der die Mordmaschinerie in Gang hielt und die entsprechenden Befehle gab, war für das Gericht nur ein Gehilfe.

			Damit konnten weder Fritz Bauer noch die Auschwitz-Opfer einverstanden sein. Indem der Prozess das kollektive Geschehen durch Atomisierung und Parzellisierung sozusagen privatisierte, zu diesem Ergebnis kam Fritz Bauer, habe er es auch entschärft. Die Auflösung des Massenmords in Episoden sei eine Vergewaltigung des totalen Geschehens, das keine Summe von Einzelereignissen gewesen sei.51 Die Tätigkeit „eines jeden Mitglieds eines Vernichtungslagers“, erklärte Bauer, stelle vom Eintritt in das Lager an, mit dem die Kenntnis von der Aufgabe dieser Tötungsmaschinerie verbunden war, „bis zu seinem Ausscheiden eine natürliche Handlung dar […]. Er hat fortlaufend, ununterbrochen mitgewirkt.“52 Das Gericht jedoch unterschied und entschied, dass Klehr sowohl als Mittäter wie als Gehilfe zu verurteilen war. Obwohl es durchaus möglich war, „die Massentötung jüdischer Menschen im Rahmen der sog. ‚Endlösung der Judenfrage‘ rechtlich als eine einzige Handlung […] anzusehen“,53 wurde das Geschehen in den Vernichtungslagern in eine Vielzahl selbständiger Teilaktionen aufgelöst, wodurch das Gesamtgeschehen der „Endlösung“ in den Hintergrund gerückt wurde. Das Urteil kam einer Verhöhnung des Leids der Opfer und Überlebenden sehr nahe.

			Fritz Bauer hat indessen nicht allein den Auschwitz-Prozess auf den Weg gebracht, sondern so viele weitere Verfahren, dass deren Dokumente, setzt man sie wie ein Mosaik zusammen, ein Schreckensbild des NS-Unrechts auf fast allen Lebensgebieten ergeben: 

			
					die Prozesse gegen die Verantwortlichen der NS-Euthanasie, 

					ein Verfahren gegen die Spitzen der NS-Justiz (die allesamt schwiegen, als ihnen der geschäftsführende Justizminister Schlegelberger aufoktroyierte, nichts gegen die Anstaltsmorde zu unternehmen); 

					Prozesse in Sachen SS-Reichssicherheitshauptamt, 

					Anstöße für den Darmstädter Einsatzgruppen-Prozess, 

					1966 die Anklage wegen des Massenmords in Babij Jar gegen das Sonderkommando 4a (Einsatzgruppe C), 

					der Prozess gegen die Eichmann-Kumpane Krumey und Hunsche wegen der Deportation von über 400.000 ungarischen Juden, 

					die Anklage gegen Beger und andere wegen der sogenannten „Jüdischen Skelettsammlung“ der Reichsuniversität Straßburg,

					und nicht zuletzt den Fall des Adolf Heinz Beckerle, während des NS-Regimes Polizeipräsident in Frankfurt am Main, der zwischen 1941 und 1944 als „Reichsbevollmächtigter“ in Sofia mithalf, einige zehntausend thrakische und mazedonische Juden in Eichmanns Fänge zu bringen, usw. usf.

			

			Mit den Prozessen wollte er uns zeigen, „wie dünn die Haut der Zivilisation war und ist“, „was Menschsein in Wahrheit bedeuten sollte, und was wir zu lernen haben“.54 Er wollte nicht in erster Linie verurteilen. Die Wurzeln nationalsozialistischen Handelns erkannte er in autoritärer Staatsgläubigkeit und mangelnder Zivilcourage. Einer seiner letzten Vorträge ging folglich nicht von ungefähr über das Thema „Ungehorsam und Widerstand in Geschichte und Gegenwart“.55 Das war am 21. Juni 1968, an historischem Ort in der Münchner Universität. Den Ort des Geschehens immer wieder in die Betrachtung einbeziehend, indem er auf die Geschwister Scholl und die „Weißen Rose“ verwies, entfaltete Bauer die Geschichte des Widerstandsrechts. Sein Münchner Vortrag war ein Plädoyer für Ungehorsam und Widerstand gegen usurpierte staatliche Gewalt, zugleich ein Dokument, das sein lebenslanges Engagement zusammenfasste:

			„Alle im Namen des Widerstandsrechts erfolgten Handlungen“, begann er, „auch Unterlassungen im Sinne des Ungehorsams, sind der Versuch einer Kritik, einer Einflussnahme, einer Korrektur staatlichen Geschehens, das gewogen und möglicherweise zu leicht befunden wird. Maßstab ist, so wie das Widerstandsrecht überkommen ist, freilich nicht ein neues Recht, sondern immer ein altes Recht, das nach Auffassung der Widerstandskämpfer von Staats wegen gebeugt wird. Widerstandsrecht meint nicht Revolution, sondern Realisierung eines bereits gültigen, aber nicht verwirklichten Rechts.“56 Auf die aktuellen Verhältnisse übergehend, betonte Bauer mit Genugtuung, dass unser Staat, unser Recht, unser heutiges Grundgesetz „eine Pflicht zum Ungehorsam“ fordere, sowohl im Beamten- wie im Soldatengesetz. Wohlverstanden, ein Recht auf Befehlsverweigerung und Ungehorsam, „wenn ein Befehl (…) die Menschenwürde verletzt“.57 Zum Schluss folgerte er: „Unsere Strafprozesse gegen die NS-Täter beruhen ausnahmslos auf der Annahme einer solchen Pflicht zum Ungehorsam. Dies ist der Beitrag dieser Prozesse zur Bewältigung des Unrechtstaates in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.“58

			Für Fritz Bauer lautete die entscheidende Lehre des Auschwitz-Prozesses: Ihr hättet „Nein!“ sagen müssen. Wie kein anderer Jurist im Nachkriegsdeutschland setzte er sich dafür ein, dass der Kampf gegen Nationalismus, Antisemitismus und Rassismus weiterging und die Menschenrechte zu mehr Anerkennung gelangten. Seine beständige Lehre ist, dass die Geschichte des Widerstands gleichermaßen die Geschichte der Demokratie ist, die es stets zu verteidigen gilt.

			Kurt Nelhiebel tat und tut dies ebenfalls ein Leben lang. Seit den Tagen des Auschwitz-Prozesses und seit er 1962 erlebte, wie der spätere Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl (CDU) dem Juristen und Generalstaatsanwalt Dr. Fritz Bauer (SPD) entgegenhielt, es sei „noch zu früh“ für ein abschließendes Urteil über das „Dritte Reich“, stand er an Fritz Bauers Seite und blieb dies unerschütterlich.59 Unsere politische (Erinnerungs-)kultur, unsere Demokratie verdankt Kurt Nelhiebel viel. 

			Nachzutragen an dieser Stelle ist, dass der Journalist und Publizist dem „Nestbeschmutzer“ zum Gedenken in diesem Jahr eine Textsammlung zum 50. Todestag von Fritz Bauer veröffentlichte. Vorangestellt hat er dem Buch ein Zitat des Juristen, das für ihn Vorbild sein könnte: „Die Auseinandersetzung mit unserer jüngsten Vergangenheit erfordert ein Wissen um Fakten, aber das genügt nicht, nötig ist auch der Versuch ihrer Deutung, ohne die keine Folgerung und keine Lehre gezogen werden können.“60

			

			
				
					32	Irmtrud Wojak, Fritz Bauer: Eine Biographie. München: BUXUS EDITION, 2016; englische Ausgabe unter dem Titel Fritz Bauer 1903-1968. The prosecutor who found Eichmann and put Auschwitz on trial. München: BUXUS EDITION, ٢٠١٨.

				

				
					33	Ronen Steine, Fritz Bauer oder Auschwitz vor Gericht. München: Piper, ٢٠١٣.

				

				
					34	Siehe dazu auch meine Rezension unter: http://www.fritz-bauer-archiv.de/index.php/biographie/film/der-staat-gegen-fritz-bauer (abgerufen zuletzt am 29. Mai 2018).

				

				
					35	Vgl. Kurt Nelhiebels Erinnerungsbeitrag von 1993 auf der Webseite des Autors unter: http://www.kurt-nelhiebel.de/images/downloads/Einem-Nestbeschmutzer-zum-Gedenken.pdf.

				

				
					36	Vgl. Deutsche Post, Jg. 14 (1962) K. 24, S. 657 f.

				

				
					37	Fritz Bauer, Die Wurzeln faschistischen und nationalsozialistischen Handelns. Frankfurt am Main 1965, S. 66f.
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			Kirsten Kappert-Gonther 
Laudatio zum 90. Geburtstag 
von Kurt Nelhiebel

			Sehr geehrter, lieber Kurt Nelhiebel, liebe Irmtrud Wojak, liebe Nicole Nelhiebel, meine Damen und Herren,

			als Frau Dr. Irmtrud Wojak mich bat, heute hier die Laudatio zu Ehren von Kurt Nelhiebel, dem Journalisten, Poeten, Karikaturisten, Chronisten – und sicherlich noch viel mehr – zu halten, habe ich sehr gern zugesagt. Auch wenn ich meine, dass Andere möglicherweise berufener wären, auf jeden Fall Kurt Nelhiebel viel länger und besser kennen.

			Und wenn ich nun versuche mich Ihnen, lieber Kurt Nelhiebel, in dieser Laudatio voller Anerkennung und auch Bewunderung anzunähern, tue ich das in dem Bewusstsein, dass dies unvollständig, lückenhaft, vielleicht sogar fehlerhaft bleiben muss. Wie übrigens natürlich alle Laudationes immer unvollständig bleiben. Nicht umsonst hat uns Sartre darauf hingewiesen, dass jeder Mensch der ganze Mensch ist – mit allen Schattierungen, mit allem was so dazu gehört. Und bleibt den meisten Menschen schon ihre eigene Vollständigkeit innerlich verborgen, so muss sie bei einer Annäherung von Außen notgedrungen unvollständig und somit auch fehlerhaft bleiben. Denn zumindest fehlt ja die Innenansicht.

			Glücklicherweise haben Sie kürzlich ihre Autobiografie Gegen den Wind veröffentlicht. Eine Autobiografie überwiegend in analytischen Texten zum Zeitgeschehen, was ja auch schon wieder eine Aussage ist. Und tatsächlich zeigt sich bei der – übrigens Ihnen allen empfohlenen Lektüre – wie Ihr Leben auf Engste verwoben ist mit dem politischen Zeitgeschehen. Biografisches und politische Analysen, Essays, Karikaturen, Gedichte und die Ereignisse der Welt, alles gehört untrennbar zusammen und all das sind Sie. Auch dann, wenn Sie sich Conrad Taler nennen.

			Die Grundierung von Kurt Nelhiebels Arbeit und Leben ist der antifaschistische Antrieb. Ohne Unterlass spürt er das Fortleben rassistischen und völkischen Denkens auf und konfrontiert die Welt damit. Um publizistisch freier agieren zu können und im Deutschland der Nachkriegszeit weiterhin von NS-Propaganda durchzogenes politisches Geschehen aufzudecken, schrieb und kommentierte er, auch in seinem Sender Radio Bremen, unter dem Pseudonym Conrad Taler. Eine Sekretärin von Radio Bremen stellte mal erstaunt fest, „der Conrad Taler hat ja die selbe Stimme, wie der Herr Nelhiebel.“ Manch Bremer Politiker erkannten die eine Person mit der starken, klaren Haltung und den zwei Namen aber nicht. Lobte den Nachrichtenchef und empörte sich über den Kommentator.

			Ich lernte Kurt Nelhiebel vor ziemlich genau einem Jahr persönlich kennen. In der Bremischen Bürgerschaft sollte Die Ermittlung von Peter Weiß gelesen werden, dieses starke Werk, in dem Peter Weiß Originalzitate aus dem Auschwitz-Prozess lesen lässt und so ein Bild des Grauens in einer Dichte und Eindrücklichkeit zeigt, dass es kaum auszuhalten ist – weder für die Lesenden, noch für die Zuhörenden. Schon gar nicht für die, die sich vor Augen führen, dass das unser aller Geschichte und unser aller Erbe ist – das der Opfer und der Täter und ihrer jeweiligen Nachkommen.

			Es hatte mehrere vorbereitende Lesungen gegeben und eine Generalprobe. Obwohl ich das Werk seit vielen Jahrzehnten kannte, setze mir das alles sehr zu. Am Abend der Aufführung nun saß Kurt Nelhiebel alleine auf einem Sessel in der Bürgerschaft und wartete wie auch ich darauf, dass die Lesung losginge. Das Publikum nahm gerade seine Plätze ein. Es war eine bedrückte Stimmung. Und Kurt Nelhiebel sah besonders bedrückt aus.

			Ich kannte natürlich den großen Kurt Nelhiebel und war erst unsicher, ob ich ihn ansprechen dürfe. Ich entschied mich dafür und setze mich ihm gegenüber und obwohl er natürlich nicht wusste wer ich bin, entwickelte sich ein kurzes und wichtiges Gespräch. Wir haben uns so beide gegenseitig getröstet und diesen Abend für uns jeweils möglich gemacht, ohne dass zu diesem Zeitpunkt jeweils von dem Anderen zu wissen. Und so begann ein bis heute anhaltendes Gespräch, das wir manchmal bei ihm zu Hause in seinem Arbeitszimmer, mal per Mail oder telefonisch fortsetzen und für das ich außerordentlich dankbar bin.

			Den ersten Auschwitz-Prozess hat Kurt Nelhiebel als Journalist verfolgt, beobachtet und eben davon berichtet. Seine Eindrücke teilt er in seinem viel später erschienen Buch Asche auf vereisten Wegen mit uns und auch in seinem gerade erschienenen autobiografischen Werk Gegen den Wind: „Es hat lange gedauert, bis einige Beteiligte an den Auschwitz-Verbrechen 1963 in Frankfurt am Main vor Gericht gestellt wurden. Ich war dabei, als die Überlebenden der Todesfabriken in den Zeugenstand traten und im Beisein ihrer Peiniger zu Protokoll gaben, was in Auschwitz geschah. Auf der Anklagebank sah ich Männer mit Durchschnittsgesichtern, keine Monster mit blutunterlaufenen Augen. Kaufleute waren darunter, Handwerker, Apotheker und Zahnärzte. Menschen, wie du und ich. Aber sie verkörperten ein Grauen, das mich bis in den Schlaf hinein verfolgte. Als die Verhandlung begann, war ich Mitte dreißig. Über die Todesfabrik im besetzen Polen hatte ich schon einiges gelesen. Dennoch erlebte ich den Prozess wie einen Alptraum. Quälend war jedes Mal auch die Rückkehr in den Alltag. Musste das Leben nicht stillstehen angesichts des Grauen, das eben noch im Gerichtssaal auf mich eingestürmt war?“61

			Nelhiebel formuliert weiter: „Es gibt keine Strafe, die dem Unfasslichen gerecht werden könnte. Die nachfolgenden Generationen können nur eines tun: durch ihr klares Nein gegenüber allen Versuchen das Geschehene zu bagatellisieren oder zu relativieren, den Opfern Respekt zu erweisen. Damit schützen sie sich selbst vor einem wie auch immer gearteten Rückfall in die Unmenschlichkeit.“62

			Sechs Jahre dauerte übrigens die Suche nach einem Verlag für das Buch Asche auf vereisten Wegen – Berichte vom Auschwitz-Prozess.63 Nelhiebel blieb dran und fand einen Verlag, wie er auch sonst einen langen Atem beweist. Wer gegen den Wind segelt, braucht einen langen Atem, eine klare innere Haltung und die Selbstverständigung, dass das alles Sinn macht.

			Und es macht Sinn, großen Sinn. Unbestechlich und unbeirrbar erkennt und benennt Kurt Nelhiebel, bis heute, Tag für Tag Geschichtsklitterungen, altes und neues braunes Gedankengut. Zentral ist ihm dabei die Auseinandersetzung mit seiner Herkunft in Böhmen und der kritische Blick auf die sudetendeutschen Landsmannschaften. Er schildert in seinen Werken präzise die Verflechtungen sudetendeutscher Volkstumspolitiker mit Hitler bei der Zerstörung der Tschechoslowakischen Republik. Die Frage, was Heimat ist, treibt ihn bis heute um: „Heimatliebe ist nicht das Vorrecht von Leuten, die sich national nennen, aber nur „Dunst und Dusel, das faule, wehleidige, brutale Gemüt im Sinn haben. Sie hat nichts zu tun mit Alleinherrschaft, Unduldsamkeit oder gar Feindschaft gegenüber Menschen anderer Sprache oder anderer Hautfarbe, sondern ist Ausdruck der Sehnsucht der Menschen nach Geborgenheit und Frieden.“64

			Im Sommer 1946 schrieb er in sein Tagebuch: „Der fruchtbare Gedanke, die Heimat für immer verlassen zu müssen, treibt mir Tränen in die Augen. Sollte mein Weg mich jemals wieder hierher führen, werde ich nur zu Besuch sein, daheim sein werde ich hier nie mehr.“ Und so kam es, als er Jahrzehnte später wieder kam, war ihm alles seltsam fremd – auch die Schwester.

			Kurt Nelhiebel erblickte in Böhmen das Licht der Welt. Tatsächlich das Licht, da die Sonnenfinsternis an diesem Tag gerade eben vorübergegangen war, als er zur Welt kam. Der Vater hat die Umstände der Geburt wie folgt geschildert: „Wenn ich an den 29. Juni 1927 denke, an die achte Stunde dieses Tages, da Arzt und Hebamme der äußerst kritischen Situation wegen vor der Frage standen, Mutter oder Kind – und die Antwort lauten musste: die Mutter.“65 Es wurde nach dem besten Arzt der Stadt geschickt und dieser beförderte das ganze Kind zu Tage, doch es atmete nicht, der Arzt lies kaltes Wasser bringen und übergoss den Knaben, da begann er zu atmen und wie der Vater schrieb: „Gerettet waren Mutter und Kind.“ Ich stelle mir vor, dass so eine kalte Dusche in der ersten Minute des Lebens einen gewissermaßen imprägniert, gegen so manch spätere Unbill.

			Das geschah also vor bald 90 Jahren in Deutsch-Gabel, einem Ort in der heutigen tschechischen Republik, in Böhmen, nahe der polnischen Grenze, welches früher mal zu Österreich gehörte. Die Eltern waren tschechische Bürger, als Böhmen im Oktober 1938 in das deutsche Reich eingegliedert wurde – ihnen wurde die deutsche Staatsbürgerschaft zuerkannt. Als das deutsche Reich 1945 unterging und die abgetrennten Gebiete wieder an die Tschechoslowakei fielen, verloren die dort lebenden Deutschen die deutsche Staatsangehörigkeit. Die Antifaschisten durften wählen, ob sie wieder Tschechen sein wollten. Wenige nur trafen diese Wahl, die meisten verließen ihre Heimat. So auch Kurt Nelhiebel, dem 1950 die deutsche Staatsangehörigkeit zugesprochen wurde.

			Dem voran gegangen war die faschistische Schreckensherrschaft. Und heute wird ja gern in fast jeder Familie erzählt, dass sie entweder nichts wussten von den Schrecken, der systematischen Ermordung der Juden, der psychisch Kranken und Behinderten, der Kommunisten, der Antifaschisten oder dass quasi die ganze Familie dem Widerstand angehört habe. Leider, auch das wissen wir, trifft in den wenigsten Fällen weder das eine noch das andere zu. Und die, die tatsächlich Widerstand leisteten, sind heute oft vergessen, die Namen häufig nicht überliefert, auf jeden Fall nicht in den Geschichtsbüchern zu finden.

			Familie Nelhiebel ist so eine Familie. Schon die Eltern waren aufrechte Antifaschisten und erzogen ihren Sohn Kurt in eben diesem aufrechten Geist. Dieser aufrechte Geist ist Kurt Nelhiebel bis heute zu einem elementaren Bestandteil seiner Persönlichkeit geworden. Genauso wie er atmet, erkennt er sofort autoritäres Gedankengut, ausgrenzendes Handeln und Menschen, die zu ihrem eigenen Vorteil opportunistisch völkisches Denken unterstützen. 

			Als 11jähriger hörte er 1938 gemeinsam mit den deutschen und den tschechischen Nachbarn die Rede Hitlers auf dem Reichsparteitag in Nürnberg. Am 1. Oktober dann überschritten deutsche Truppen die Grenze zur Tschechoslowakei, begeistert bejubelt von abertausenden Sudetendeutschen. Ärger gab es unter anderem weil Kurt nicht zu den Zusammenkünften der Hitlerjugend erschien. 1944 wurde er dann zur Wehrmacht eingezogen, mit einer List gelang es ihm ins Lazarett zu kommen und so dem weiteren Kriegseinsatz zu entgehen. Er geriet in russische Kriegsgefangenschaft, von wo ihm die Flucht gelang.

			Im Mai 45, wenige Stunden nach Kriegsende verstecke er sich weiterhin im Wald, er wusste ja nicht, dass der Krieg vorbei war, wanderte nachts Richtung Heimat, fiel tschechischen Soldaten in die Hände, wurde fast erschossen, weil er als Nazi verdächtigt wird, kommt durch Glück oder durch den Schutz der Liebe, zumindest letztlich durch einen Brief seines antifaschistischen Vaters, den er in der Jackentasche mit sich trug, davon.

			Sie überlebten also – wieder, zum Glück! Zu Ihrem Glück und zum Glück Ihrer späteren Familie. Das größte Glück Ihres Lebens war wohl, dass Sie Ihre Frau Ilse trafen und 58 Jahre gemeinsames Lebens geteilt haben, bis ihr Herz auf einmal aufhörte zu schlagen, und Ihre beiden Kinder. Ihr Sohn Klaus, der tragisch ums Leben gekommen ist, und Ihre Tochter Nicole, Musikchefin bei Radio Bremen, die hier an der Seite Ihres Schwiegersohnes Sven Harms sitzt. Bei allem Lebensglück ist eben auch der Verlust Teil Ihres Lebens, Verlust und Schmerz: Verlust der Heimat, der Ehefrau, des Sohnes. Jeder Mensch ist eben der ganze Mensch.

			Für die Welt ein großes Glück und bereichernd ist sicher unter vielem Anderen Ihre Fähigkeit in Ihren Texten, aber auch im Gespräch, blitzgescheit, auf den Punkt zu analysieren, einzuordnen und das immer mit einer klaren antifaschistischen Haltung, einem unbestechlichen inneren Kompass. Diese besondere Klarheit und in jeder Minute präsente Art, diese absolute Konsistenz zwischen Gesagtem, Geschriebenem, Gelebten, ist mir bisher nur selten begegnet. 

			Haltung ist vielleicht das Entscheidendste, was wir brauchen in dieser Welt, um der Welt begegnen zu können und um die Welt zu gestalten.

			Das empfehlen Sie auch – gegen den aktuellen Zeitgeist – jungen Journalistinnen und Journalisten. Sie finden es richtig, ja notwendig als Journalist nicht nur eine Haltung zu haben, sondern auch Stellung, Haltung zu beziehen. Wenn ich sage, der Welt begegnen, dann meine ich „begegnen“ durchaus auch in der Bedeutung der „Gegnerschaft“. Wenn Menschen einander begegnen, dann begegnen sich immer auch zwei Gegner. Zwei Menschen, möglichst auf Augenhöhe, die autonome Individuen sind, mit eigenen Gedanken und Vorstellungen. Wenn Menschen einander so begegnen, dann entsteht Respekt. Und auch das kann Kurt Nelhiebel besonders gut, Andere in ihren Äußerungen ernst nehmen, und er fordert ein ebensolches vom Anderen ein: ernst genommen zu werden.

			Bemerkenswert wie ihm das immer wieder gelingt. So zum Beispiel mit dem bekannten und allseits geschätzten Autor Peter Härtling, der das Vorwort zu dem Jugendbuch Der rote Nepumuk geschrieben hatte. Nelhiebel machte in dem Buch „übelste Klischees aus der Rumpelkammer deutsch-völkischer Propaganda“ aus und fragt Peter Härtling schriftlich in einem respektvollen, aber sehr kritischen Ton, ob ihm das denn nicht aufgefallen sei. Daraufhin antwortet Härtling mit einem handgeschriebenen Brief: „Lieber Herr Nelhiebel, ihre Rezension führt mir wieder einmal vor, wie ein erstes, spontanes Urteil zum Vorurteil wird und keine Einsicht mehr zulässt. Ich habe den roten Nepumuk gleichsam gegen mein Gedächtnis und mein Gewissen gelesen…“66

			Oder auch die Korrespondenz mit einem dpa-Jorunalisten, in dessen Meldung Nelhiebel einen systematischen Fehler in der Berichterstattung über die Sudetendeutschen, deren gewollte oder ungewollte Unterstützung Hitlers, erkannte und den Journalisten darauf hinwies. Dieser antwortete erst freundlich, unbestimmt, später eher unwirsch, dann gar nicht mehr und nachdem Nelhiebel nicht locker lies, mit folgender Einsicht: „Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie mein Bild über die Vertreibung und die entsetzlichen Vorgänge dieser Zeit differenziert und bereichert haben.“67

			Es nützt eben etwas wenn man Haltung zeigt und diese auch vom Gegenüber einfordert.

			Als die Probezeit von Kurt Nelhiebel bei Radio Bremen sich dem Ende näherte, bekam der damalige Intendant Besuch des damaligen Innensenators, der ihm mitteilte, dass der Herr Nelhiebel vorher für eine antifaschistische Zeitung geschrieben habe, vielleicht auch, dass er Kommunist sei. Nelhiebel dazu: „Das Wort antifaschistisch verbindet Menschen unterschiedlicher Herkunft, die sich einig sind in der Ablehnung des Naziungeistes. Überall auf der Welt öffnen sich bei dem Wort Türen und Herzen, nur bei uns nicht.“68 Der Intendant war aus anderem Holz geschnitzt. Er blieb standhaft. Allerdings musste sich der Chefredakteur mit seinem Amt für Kurt Nelhiebel verbürgen. So konnte Nelhiebel seine Arbeit als Nachrichtenredakteur und von Anfang an unter dem Pseudonym Conrad Taler auch als Kommentator fortsetzen und wurde schließlich Nachrichtenchef. Als er Chefredakteur werden sollte, winkte er ab.

			Warum, das weiß ich nicht, vielleicht auch, damit er noch Gelegenheit hatte, neben der Familienzeit seine Modellflugzeuge fliegen zu lassen. Oder um mehr Karikaturen zeichnen zu können, oder um zu dichten. Ihr erstes Geld haben Sie mit einem Gedicht verdient. Einige davon werden wir gleich vorgetragen durch den Schauspieler Martin Baum hören.

			Zu seinen größten Verdiensten, neben den schon gewürdigten Reportagen über den Auschwitz-Prozess und die scharfsichtigen Gedanken über die Ursachen von Krieg und Vertreibung, gehören ganz sicher, dass er Fritz Bauer, den großen unerschrockenen hessischen Generalstaatsanwalt, als Erster in die Öffentlichkeit rückte. Inzwischen sind ja sogar Filme erschienen und die interessierte Öffentlichkeit kennt Fritz Bauer und seinen nicht hoch genug zu schätzenden Beitrag gegen die Geschichtsvergessenheit. Vielleicht findet sich auch ein kluges, mutiges Filmteam und verfilmt mal das Leben von Kurt Nelhiebel?

			2014 wurde Kurt Nelhiebel für sein Lebenswerk der Kultur- und Friedenspreis der Villa Ichon verliehen. 

			Schließen will ich mit einem Zitat des Auschwitz-Überlebenden Primo Levi:

			“Es ist geschehen und folglich kann es wieder geschehen. Darin liegt der Kern dessen, was wir zu sagen haben.“69 Und darin liegt wohl auch der Kern des Lebens und Wirkens von Kurt Nelhiebel. Es ist glücklicherweise gar nicht möglich ihn quasi in der Vergangenheit einzuschließen, er ist quicklebendig, tut weiterhin täglich das, was er schon immer getan hat, recherchieren, sich einmischen, Haltung beziehen, mit nun fast neunzigJahren, für ein antinationalistisches Gedächtnis, für ein Heute und ein Morgen des Friedens und der Gerechtigkeit.

			Herzlichen Glückwunsch Kurt Nelhiebel zu neunzig Jahren gelebtem Leben und alles erdenklich Gute für Ihre Zukunft!
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